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50. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Am Miniſtertiſch die Miniſter des Innern und der 
Finanzen mit mehreren Commiſſarien. 8 

Ein Schreiben des Finanzminiſters beantragt mit Rückſicht auf den 
geſtrigen Beſchluß, wonach zu den Einnahmen der allgemeinen Kaſſenver⸗ 
waltung die von dem hannoverſchen Provinzialfonds abgeſetzten 50,000 
Thaler een find, dieſe Summe bei dem außerordentliche Ausgabe⸗Etat 
des Miniſteriums für Handel und Gewerbe für den Bau von Chauſſeen in 

Anſatz zu bringen. 

Alsdann findet die nochmalige Abſtimmung über das ge angenom⸗ 
mene lauf die hannoverſchen Landdroſteien bezügliche) Unteramendement 
Tweſten ſtatt es wird angenommen. 


n ; 8 
Das Haus fährt nun in der Schlußberathung des Etats 12 

ge Etat der Polizeiverwaltung war in der Vorberathung zu Titel 13 
r. 1 von den 


on der Polizeiverwaltung der Stadt Hannover im Be: 
trage von 57,000 Thlr. die Summe von 7000 Thlr. abgeſetzt worden. 
Reg.⸗Commiſſar v. Kehler: Die Erſparniß don 7000 Thlr. kann nur 
8 werden durch eine Verminderung des niederen Executiv⸗Perſonals. 
exade die letzten Ereigniſſe in Hannover haben aber gezeigt, daß ſelbſt die 
gegenwärtige Zahl nur dem allerdringendſten Bedürfniß genügt. Sobald 
cenie Ereigniſſe eintreten, würde nicht einmal dieſe Zahl aus⸗ 
reichen, und ſind wir ſchon jetzt gezwungen, durch diätariſch von hier hinge⸗ 
ſandte Beamte Aushilfe zu ſchaffen. ! 

Abg. v. Kardorff befürwortet die Forderung der Regierung, da Han: 
nover noch immer eine Art von Haupt: und Reſidenzſtadt und mit Rückſicht 
dortigen Agitationen. 1 * 1 

bg. v. Bennigſen: In Hannover ſoll eine königliche Polizei⸗Direction 
beſtehen bleiben, obwohl wir ihre Aufhebung gewünſcht haben. Da iſt der 

Wounſch der Regierung, die urſprünglich angeſetzte Summe beizubehalten, 
wohl gerechtfertigt. 285 11 { 
Abg. Grumbrecht ift von der Nothwe 2 der Bewilligung dieſer 
7000 Tölt. zwar nicht überzeugt, will jedoch einen Widerſpruch erheben, 
in letzter Zeit die Agitationen in Hannover einen großen Umfang er⸗ 


t haben. 
Bei der Abſtimmung werden unter * enhe, des Beſchluſſes der Vor⸗ 
a 


Du dem Etat der Landgensdarmerie (Tit. 20—25), bei dem in der 
Vorberathung umfaſſende Absetzungen vorgenommen waren, liegt ein um⸗ 
angreicher Antrag des 


mmung - 


feſthält, denſelben in Zee Linie aeceptirt hat, wird der 
heilen angenommen: Tit. 20 (Beſol⸗ 


der): 
bewilligt 1,088,020 Thlr., nach dem Antrag Groſchke 


willigung der Vorberathung von 9899 Thlr. ſtatt der 
Soc. 4 eng den e 

wi 504 Thlr. Bei Tt. 21 Seni Aus⸗ 
0 liche ra 5 


t. 

3 Innern unterbricht an dieſer Stelle die Schlußbe⸗ 
8 und bringt einen Geſetzentwurf ein, betreffend die öffentlichen 
den ſpäteſtens am 31. December 1872 geſchloſſen werden; es 
ir jedoch eine frühere Schließung entweder allgemein oder 
5 


Die betreffenden Beſtimmungen des . be⸗ 
Ei ezeichneten 

traum ſuspendirt. 0 
Präſident von Forckenbeck ſchlägt für dieſe Vorlage eine beſondere 
den miſſion, Abg. v. Vincke (Minden) die Schlußberathung vor, die auch 
0 der Mehrheit genehmigt wird, obwohl Abg. Duncker darauf aufmerk⸗ 

macht, daß der Geſetz⸗Entwurf Verträge mit den betreffenden Commu⸗ 

Yen involvirt, welche wohl die gründlichere Prüfung einer Commiſſion ver⸗ 
Len möchten. A 5 \ 
dem Etat des Eultusminijteriums werden ſämmtliche Poſitionen 
den Beſchlüſſen der Vorberathung genehmigt. Sezügic der dazu 12 
Reſolutionen beantragen die Abgg. b. Hennig, Krieger, Leſſe 

Witt den in der Vorberathung gefaßten Beſchluß: „die Regierung auf⸗ 
ec „den dringenden Bedürfniſſen der katholiſchen Bevölkerung 
Senproßherzogthums Poſen durch Errichtung dieſem Bedürfniſſe entſpre⸗ 
Tu höherer Lehranſtalten, vor Allem eines katholiſchen Gymna⸗ 
I im Regierungsbezirke Bromberg, ſchleunige Abhilfe zu verſchaffen“, 
zulehnen, und dagegen nachſtehenden Antrag anzunehmen: „die 
den ng aufzufordern, den dringenden Bedürfniſſen der polniſch reden: 
Von epßlkerung in der Provinz Poſen, durch Errichtung eines Simultan- 
für Mas iums im Regierungsbezirk Bromberg mit polniſchen Parallelklaſſen 
eh a Klaſſen zu entſprechen 
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Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


unſerem Antrage Ausdruck findet. Ich habe die feſte Ueberjeugung, daß der 


größere Theil der Provinz unſere Anſicht theilen wird, weil dies der geeig⸗ 
nete Weg iſt allen Confeſſionen in gleicher Weiſe gerecht zu werden. Wenn 
der Abg. Kantak ſich auf frühere Beſchlüſſe des Hauſes beruft, ſo gebe ich 
ihm darin Recht, daß wir im vorigen Jahre denſelben Beſchluß gefaßt haben, 
deſſen Aufhebung wir jetzt beantragen. Der Grund liegt darin, daß wir im 
vorigen Jahre nicht die erforderliche Kenntniß der Verhältniſſe beſaßen, die 
wir heute haben; ich appellire von dem nicht informirten Hauſe an das 
beſſer informirte Haus. 

Ein Schlußantrag wird angenommen. 

Es folgt eine Reihe perſönlicher Bemerkungen. Der Abg. Kantak er⸗ 
klärt, daß er den Antragſtellern keinen Vorwurf daraus gemacht habe, daß 
ſie als Deutſche weniger die Intereſſen der polniſchen Bevölkerung berück⸗ 
ſeh ce Es falle ihm nicht ein, deshalb an ihrer Ehrenhaftigkeit zu zwei- 
5 das, was er geſagt, betreffe nicht den Charakter, ſondern die Par⸗ 
teiſtellung. 

Abg. Hennig ſpricht dem Abg. Kantak das Recht ab, zwiſchen ſeinem 
ehrenhaften Charakter und ſeiner Parteiauffaſſung 15 unterſcheiden. 

n gleicher Weiſe verwahren ſich die übrigen Antragſteller. 

bg. Kantgk wiederholt, daß er durch feine Worte die Ehrenhaftigkeit 
des Abg. Hennig gar nicht berührt habe; er habe von Parteirückſichten ge⸗ 
ſprochen, die aut allen Seiten des Hauſes geübt würden, ohne daß Jeman⸗ 
dem ein Vorwurf daraus gemacht werde. 

Abg. Hennig bleibt bei ſeiner vorigen Aeußerung ſtehen. 

Der Antrag des Abg. Hennig und Genoſſen wird hierauf abgelehnt, 
die in der Vorberathung gefaßte Reſolution bleibt alſo aufrecht erhalten. 

Zu Tit. 33 war in der Vorberathung die Reſolution beſchloſſen, die 
Regierung aufzufordern, die noch beſtebenden geheimen Conduitenliſten 
über Elementarlehrer aufzuheben. Abg. Schmidt (Stettin) bringt die An⸗ 
gelegenheit noch einmal zur Sprache, weil heute der Cultusminiſter im Haufe 
anweſend iſt und weil ſeine bekannten Beſchwerden nicht nur, ſofern ſie Pom⸗ 
mern betreffen, ſeit der Vorberathung beſtätigt und erörtert ſind, ſondern 
weil er auch beweiſen kann, daß das Unkraut ſelbſt nach Naſſau verpflanzt 
iſt, ja daß in Pommern ſogar die Kirchenpatrone, darunter Männer, die hier 
im Hauſe ſitzen, von den Superintendenten überwacht werden und daß über 
ihren kirchlichen Sinn berichtet wird. ee N 

Der Cultusminifter wiederholt jeine und feiner Commiſſare frühere 
Aeußerung, daß die geheimen Conduitenliſten 1848 aufgehoben und ſeitdem 
nicht wieder eingeführt worden ſind. Wollte der Vorredner ihm Thatsachen 
in dieſer Beziehung mittheilen, ſo würde er ihm dafür ſehr dankbar ſein. 
Was er angeführt, ſeien nicht Proben von geheimen Conduitenliſten, ſondern 
des natürlichen und unerläßlichen Aufſichtsrechtes der Behörden über die 
Lehrer, zu deſſen Aufrechterhaltung die Regierung verpflichtet jei. (Zuſtim⸗ 
mung rechts.) Die citirten Fragen ſeien die alt hergebrachten Viſitations⸗ 
fragen, welche die evangeliſche Kirche ſeit dem 16. Jahrhundert gelannt habe 
und die in der Sammlung von Mylius zuſammengeſtellt ſeien. Darin liege 


Abg. Born beſtätigt für feine Heimath Naſſau den bitteren Eindruck der 
ischen ber Mente u. f. . Verbots der Lehrerverſammlungen, der 
ative u. ſ. 


lungsrecht der Lehrer ganz oder theilweiſe aufgehoben und der auf ihnen 
laſtende Druck werde durch die zahlreichen anonymen oder von der Bitte um 
Verſchweigung des Namens begleiteten Zuſchriften, ſowie durch die unfrei⸗ 
willige, nur durch die Abhängigkeit der Lehrer erklärliche Zuſtimmung zu 
Regulativen, vielleicht ſogar — wenn das nicht faſt unmöglich wäre — zu 
dem neuen Schulgeſetze bewieſen. Was ſollen die Nachfragen, die Infor⸗ 
mationen über das Verhalten der Lehrer außerhalb ihres Amtes? Warum 
ſetzt man bei ihnen die Möglichkeit unanſtändigen Benehmens leichter vor⸗ 
aus, als bei allen übrigen Beamten, in' deren Departements die geheimen 
Conduitenliſten aufgehoben ſind, warum gerade bei den Lehrern, die an der 
Quelle des geiftigen Lebens ſtehen? Aber die Herren auf der Rechten wiſſen 
ſchon, was ſie thun: es iſt ihnen nicht genug, daß ſie und ihre Grundſätze 
200 fer Bel Ni wollen ſich auch die Herrſchaft für die Zukunft ſichern. 
ebhafter Beifall. 

er Cultusminiſter: Auf eine blos te Bee bin, 
die in einer Ae Sitzung des Hauſes gefallen, habe er doch nicht die 
Provinzialbehörden zur Rede ſtellen, Auskunft von ihnen verlangen und ſie 
von vornherein der Pflichtvergeſſenheit beſchuldigen können, da die geheimen 
Conduitenliſten faktiſch und förmlich beſeitigt ſeien. Aus den heutigen Mit⸗ 
theilungen des Abg. Schmidt gehe nur hervor, daß die Viſitationsfragen mit 
den Conduitenliſten perwechſelt würden. Die Verſammlungen der 70 
ſeien nicht verboten, habe doch auf preußiſchem Boden vor nicht langer Zeit 
eine allgemeine Lehrerverſammlung ſtattgefunden. In Naſſau ſei den Lehrern 
in ihrem Intereſſe von Maſſenpetitionen g. der dier worden. Das Schulgeſetz, 
das in dieſem Haufe gar nicht eingebracht ſei hier zu vertheidigen, ſei leider 
nicht moglich, und der Miniſter bedauere es lebhaft, von der ſachlichen Recht⸗ 
fertigung ſeiner Vorlage wohl für dieſe Seſſion abgeſchnitten zu ſein. In⸗ 
zwiſchen tröſte er ſich mit dem Dichterworte: „Die ſchlechteſten Früchte find es 
nicht, daran die Wespen nagen!“ ; 

Abg. v. Schöning ſtellt ſich als Kirchenpatron und Theilnehmer an 
Schulviſitationen vor, verſichert aber, daß die Berichte über Perſonen nicht 
geheim gehalten, ſondern den Betheiligten mitgetheilt wurden. 

Ab. Pariſius: Ich habe von dem Herrn Cultusminiſter gehört, daß die 
8a 8 . über die Conduitenliſten noch auf der Viſitationsordnung vom 
Jahre 1550 beruhen. In dieſer Viſitationsordnung finden 1 allerdings 
ig Beſtimmungen, eine Continuität aus jener Zeit her liegt aber nicht 
vor. Die Conduitenliſten waren lange Zeit abgeſchafft; als ſie ſpäter in 
Form beſtimmt formulirter Fragebogen wieder eingeführt wurden, riefen ſie 
einen Schrei der Entrüſtung im ganzen Lande hervor. Allerdings fällt dieſe 
Thatſache nicht mehr in die Zeit dieſes Miniſteriums, daſſelbe trägt aber die 
Schuld, daß ſie zur Beſeitigung der Liſten nichts gethan hat. Wenn die 
Herren aus Naſſau ſich über die Einführung derſelben beſchweren, ſo will ich 
ſie auf noch andere Dinge vorbereiten, die wahrſcheinlich ebenfalls von den 
alten in die neueg, Prodinzen übertragen werden ſollen. So wurden im 
Jahre 1863 diejenigen Lehrer, welche bei der Wahl im liberalen Sinne ge⸗ 
ſtimmt hatten, in Sturm und Unwetter meilenweit vor die Superintendenten 
geholt, um ſich darüber vernehmen zu laſſen, warum ſie ihre Stimme im 
regierungsfeindlichen Sinne abgegeben hätten. Dieſe Thatſachen wurden der 
damals vom Hauſe niedergeſetzten Unterſuchungs⸗Commiſſion mitgetheilt und 
die Unterſnchung ergab die Wahrheit derſelben. Meine Behauptungen be⸗ 
ziehen ſich auf den Kreis hei — 5 und kann Ihnen zur Beſtätigung eine 
gan nzahl von den dabei betheiligten Superintendenten nennen. (Hört! 

rt! 


Abg. Elliſſen: Wenn vorher vom Abg. Lasker die Behauptung aufge: 
ſtellt wurde, Vereine und Verſammlungen der Lehrer würden unterdrückt, fo 
muß ich zur Steuer der Wahrheit mittheilen, daß uns Hunderte von Per 
titionen mit Tausenden von Unterſchriften zugegangen find, die in frei⸗ 
müthigſter Weiſe ihre Kritik an den Schulgeſetzentwurf legen. Dieſe Pe⸗ 
titionen ‚geben meiſt von Lehrer⸗Vereinen und * erſammlungen aus, 
welche alſo wohl nicht ſo ſtreng verpönt ſind, wie behauptet wurde. 

Abg. Wantrup: Von geheimen Conduitenliſten iſt man ausgegangen 
und jetzt hat es ſich ee daß man nichts weiter als die gewöhnli⸗ 
chen Viſitationsberichte im Auge hat. Mit der Aufſtellung und Abfaſſung 
derſelben ſteht es fo, daß in den meiſten Fällen der Lehrer ſelbſt das Duplicat ab⸗ 
a ſal at. Von Heimlichkeit iſt alſo dabei nicht die Rede. Der Vor⸗ 
geſetzte ſoll doch auch nicht erſt die Zuſtimmung des Lehrers einholen über 


5 frei nicht verwerflich. Die 


pedition: Herrenſtraße Nr. . Außerdem übernehmen alle, Poſt⸗ 
2 — 127 die Zeitung, welche Sonntag und re 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 17. Februar 1868. 


das, was er berichten fol? Das muß doch Sache des Vorgeſetzten ſelbſt 
ſein. Die Lehrervereine und Lehrerverſammlungen werden von den Lehrern 
gehegt und gepflegt; höchſtens ertheilt man den Lehrern eine Mahnung, ſich 
nicht an ſol den Fuse zu betheiligen, wie ſie in Gumbinnen als 
rovinzial⸗Lehrervderſammlungen abgehalten werden, die nur zur Hälfte aus 
Lehrern, zur Hälfte aber aus Gutsbeſitzern, Thierärzten und Branntwein⸗ 
brennern beſtanden. Dabei kann natürlich nichts Gutes herauskommen, und 
doch hat man keinen Lehrer, der der Abmahnung nicht Folge leiſtet, beſtraft. 
So viel mir dekannt, iſt ein Lehrer wegen ſeiner politiſchen Anſichten und 
namentlich wegen ſeiner Abſtimmung noch nie beſtraft worden. (Heiterkeit.) 
Abg. Lasker: Wenn hier bezweifelt wurde, daß die Regierung den Leh⸗ 
rern die Freiheit des Vereins⸗ und Verſammlungsreches beſchränke, jo ver⸗ 
weiſe ich auf die für Naſſau erlaſſene Verfügung dom 1. Juli 1867, in wel⸗ 
cher ausdrücklich eine vorher einzuholende Erlaubniß der vorgeſetzten Behörde 
verlangt wird. Der Umſtand, daß eine große Anzahl Lehrerpetitiouen ac 
den Schulgeſetzentwurf eingegangen fei, rg ichts. Es wäre wahrlich 
ſchlimm, wenn alle 16 bis 18,000 Männer ſich ſo in Furcht ſetzen ließen, daß 
ſie gegen ein Geſetz, welches ihre langjährigen Hoffnungen auf die Zukunft 
vernichtet, nicht ihre Stimme zu erbeben wagten. Die Aeußerung des Abg. 
Wantrup, daß in vielen Fällen der Lehrer elbſt das Duplikat des Berichts 
ſchreibe, ſpricht für mich, denn in allen andern 


Conduitenliſten. Wenn der Infpcetor mit dem Lehrer zufrieden iſt, warum 
ollte er ihm nicht die Freude machen, ihn den Bericht ſelbſt t zu laſ⸗ 
en, aber gerade dann, wenn Nachtheiliges berichtet wird, geſchieht es hinter 
dem Rücken deflen, den man verklagt. Der Herr Minifter een ſich mit 
dem Wort: „Die ſchlecht'ſten Ei te find es nicht, an denen Wespen na⸗ 
gen.“ Den Beweis, daß wir Wespen ſind, iſt er uns ſchuldig geblieben. — 
Ich werfe dem Dichterwort das Sprichwort entgegen; „Der Apfel fällt nicht 
weit vom Baum.“ 5 

Abg. Schmidt (Stettin): Man ſtößt ſich an dem Worte Conduitenliſte; 
allerdings ſind es heute nur ſogenannte Viſitationsfragen, aber in dieſe Be⸗ 
richte haben ſich die alten Fragen der geheimen Conduitenliſten eingeſchmug⸗ 
gelt, ſo daß das Ding nur den Namen geaͤndert hat. Wenn uns der Abg. 
Schöning einen Fall vorführt, wo die Berichte den von uns bezeichneten 
Charakter nicht tragen, ſo iſt dies nur ein Beweis von der Anſtändigkeit der 
betreffenden Viſitatoren, beweiſt aber für die Allgemeinheit gar nichts. Daß 
man unſere Anſchauungen in Lehrerkreiſen theilt, das bezeugt mir ein von 
einem Lehrer zugegangener Brief, (Redner verlieſt denſelben) in welchem der⸗ 
ſelbe ausſpricht, daß fe ſchlimmer daran wären als ſchwere Verbrecher, denen 
man doch . gebe, ſich gegen Anklagen zu vertheidigen (Unruhe 
rechts). Der Abg. Wantrup behauptet, er wiſſe nicht, daß ein Ki wegen 
feiner Abſtimmung bei der Wahl jemals benachtheiligt wäre; ich erinnere 
ihn an eine frühere Seſſion, wo er auf den 
daß er einem namentlich bezeichneten Lehrer aus dieſem Grunde Emolumente 
entzogen habe, Nichts zu erwidern wußte. 

Abg. Born zählt eine Menge Fragen auf, die nach der für Naſſau gel⸗ 
tenden Verfügung über den Lehrer beantwortet werden müſſen, z. B. ob er 
Schulden habe, die Wirthshäuſer beſuche, was ihm ſeine Frau zugebracht 
habe und der l. 5 

Abg. Heiſe: D D 
des Hrn. Cultusminiſters iſt W daß von geheimen Conduitenliſter 
gar nicht die Rede iſt. Es handelt ſich um nichts weiter, als um Vifta⸗ 
tionsberichte, und dieſe find nothwendig. Die Lehrer ſollen in ihrer Stel⸗ 
lung nicht nur unterrichten, ſondern auch die gute Sitte fördern, alſo muß 
ſich ihr Vorgeſetzter über ihre ſittliche Qualification informiren; ſo hat die 
Conduitenliſte einen Einfluß auf die Hebung der Sittlichkeit und iſt alſo 
agen, welche geſtellt werden, ergeben ſich aus 
ihrem Zweck ganz naturgemäß. Der Abg. Lasker, wenn er in ſeiner amtli⸗ 
chen Laufbahn einmal ſo weit gekommen iſt (Ruf: Pfui und Ziſchen) und 
als Vorgeſetzter gefragt wird, ob dieſer oder Pat Beamte die Qualification 

eamten nicht erſt fragen, wie 


zur Beförderung beſitze, wird gewiß dieſen 

er antworten ſoll, ſondern wird nach beſtem Wiſſen ſeinen Bericht darüber 
erſtatten. Wenn er dem Hrn. Miniſter ein Sprichwort vorhielt, ſo erinnert 
mich dies an den Ausſpruch des Dichters: Naturam expellas furca, tamen 
usque recurret! 

Abg. Wantrup: Der Fall, welcher mir früher entgegengehalten worden 
iſt, daß ich einen Lehrer feiner Abſtimmung wegen benachtheiligt hätte, lag 
ganz anders, als er damals erzählt wurde. Der Lehrer, welcher allerdings 
für den Fortſchritts⸗Candidaten geſtimmt hatte, kam in die Lage, die Un⸗ 
terſtützung der Regierung zu bedürfen und meldete ſich deshalb zum Ein: 
tritt in den preußiſchen Volksverein. Daß mich dies Renegatenthum für 
ihn nicht einnahm, iſt natürlich, und deshalb fand ich keine Veranlaſſung, 
ihn de berückſichtigen. 

ach einer Reihe 8 Bemerkungen folgt die Abſtimmung 
über die vom Abg. Schmidt beantragte Reſolution. Dieſelbe wird an⸗ 

genommen. 7 7 7 

Abg. Koſch er die bei den einzelnen Miniſterien von den Be⸗ 
ſoldungen abgeſetzten 6 3 

en a en bei den Localbehörden in Höhe von 600,000 Thlei, 

inzuzufügen. ; 

Regierungs⸗Commiſſar Mölle: Die Regierung konne gegenwärtig auf 
eine Erhöhung des genannten Fonds nicht eingehen; dagegen werde ſie im 
nächſten Etat Localzulagen berüdjichtigen und eine größere Summe für die⸗ 
ſen Zweck ausſetzen. 

er Antrag des Abg. Koſch wird hierauf abgelehnt. 

Zu Cap. 6 des Etats des Handelsminiſteriums (Porzellan⸗Ma⸗ 
nufactur in Berlin) iſt in der Vorberathung der Beſchluß gefaßt, 100,000 
Thaler als erſte Rate für die Verlegung der Manufactur nicht zu bewilli⸗ 
gen und die Regierung aufzufordern, ſobald als möglich die Auflöſung des 
Inſtituts herbeizuführen. . 

Der Regierungs⸗Commiſſar bittet, die 100,000 Thlr. zu bewilligen; 
man gehe bei der Abſetzung nicht davon aus, daß man gegen eine Ver⸗ 
legung, ſondern gegen die Eriſtenz des Inſtituts überhaupt ſei. Die Manns 
factur ſei im kaufmänniſchen Sinne gewinnbringend und mache den Privat⸗ 
unternehmungen keine unberechtigte Goncureeng, Das Anlagecapital fei 
längſt amortiſirt und die Manufactur führe jährlich eine nicht unbedeutende 
Rente ab. Die Concurrenz habe einen ſehr geringen Umfang, da die Ma⸗ 
nufactur ſich faſt ausſchließlich auf eine beſtimmte Gattung von Porzellan⸗ 


waaren beſchränke. Das Inſtitut bewahre die Erfahrungen eines Jahrhun⸗ 


derts, man dürfe es nicht verlöſchen laſſen, wie eine Kerze. 

Der Handelsminiſter empfiehlt die Verlegung der Porzellan⸗Manu⸗ 
faktur, damit ſie ihr Brennmaterial nicht per Axe, ſondern unmittelbar aus 
der Spree entnehmen könne, — vor Allem aber, um das nöthige Terrain 
für ein min „ zu gewinnen. Es fehle Berlin nicht blos 
an öffentlichen Gebäuden jonbern auch an Bauplätzen; ein . würde im 
eminenteſten Sinne durch die Verlegung zeige en, im Zuſammenhang mit 
der Fortführung der Zimmerſtraße durch das Stobwaſſerſche Grundſtück. 
Der norddeutſche Reichstag ſei in überaus dürftiger Weiſe ins Herrenhaus 
eingezwängt, das 1 werde im Abgeordnetenhaus tagen müſſen: 
dieſer Zuſtand dürfe nicht fortdauern. 

Abg. v. ide Kun plaidirt lebhaft für das Fortbeſtehen einer Manufaktur, 
die unerſetzliche Kunſtwerke Mache te und ein unſchätzbarer Segen für den 

uten Geſchmack geweſen. Welche Privatinduſtrie würde wohl die herrlichen 

Copien nach Rafael zu machen wagen? Zwanzig * haben 
für die Aufhebung agitirt: nimmt das Haus dieſen Antrag an, ſo werden 
mansig andere Verſammlungen uns nachfolgen, die einen ſolchen Beſchluß 
eklagen würden. 0 eifall.) 

Die in der Vorberathung verweigerte erſte Rate von 100,000 Thlr. 
kur Verlegung der Porzellan: Manufaktur wird heute bewilligt (dafür die 

echte, Mae v. . Waldeck. Die Reſolution wird mit noch 
größerer Mehrheit abgelehnt. Zi 

Die Verwendung der vom Provinzialfonds für Hannover abgeſetzten 
50,000 Thlr. zu Chauſſeebauten im Extraordinarium des Handelsminiſte⸗ 
riums wird abgelehnt. g A 

Die Reſolution der Vorberathung, die Regierung aufzufordern, auf 
den Bau neuer Strafanſtalten in Schleswig⸗Holſtein 
wird heute abgelehnt, nachdem auf den Antrag Francke's das zweite Alineg 


für m . ı Fällen erfährt er eben nicht, 
was über ihn berichtet iſt und deßhalb verdienen die Berichte den Namen geheimer 


Vorwurf eines Abgeordneten, 


Durch die Ausführungen des Abg. Bieck, Wantrup und 


Thlrn. dem Fonds zu Beſoldungs⸗Verbeſſerun⸗ 


edacht zu nehmen, 


N 
\ 


menſteuer das Amendement geſtellt, zum § 1 zuzufügen: 


Anlage⸗Capital einer Eiſenbahn von Trier du 


I) der erſte 


490 


a Reſolution (die vonden Communen für dieſen Zweck aufgebtachten n erhoͤht wird, und 2 jedes Haus das Recht hat, Aeußerungen von 


onds nebſt Zinſen dazu zu verwenden) geſtrichen war. 

Die in der Vorberat für die pomologiſche Lehranſtalt in Gei⸗ 
ſenheim bewilligten 18,000 Thlr. werden heute verweigert, desgleichen 
dieſelbe Summe zur Errichtung = ſolchen Anſtalt im Regierungsbezirk 
Wiesbaden (Aufzag v. Briefen) mit 141 gegen 123 Stimmen, desgleichen 
ein Antrag Schubarth's, die Regierung möge im Etat für 1869 Plan 
und Koſtenanſchlag für eine ſolche Anſtalt vorlegen. , 

Bevor der Präſident zur Schlußberathung des Etatsgeſetzes ſchreitet, 
verlangt der Finanzminiſter das Wort, um einen Geſetzentwurf, 
betr. die Verſtärkung der Geldmittel ae Bekämpfung des 
Nothſtandes in den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen, den 
der Minifter mündlich kurz erläutert, da die kurz gemeſſene Zeit (vgl. den 
Artikel unter Berlin) die Zufügung von Motiven nicht geſtattete. Er 
weiſt auf die formellen und materiellen Bedenken hin, die er geſtern Abend 
in der Nothſtands⸗Commiſſton in Dann auf den v. Hennig ſchen Antrag 

eäußert, und die von der Regierung gz en beſeitigt werden müſſen. Dies 

ei gelungen, und er freue ſich, im Verein, mit dem Miniſter des Innern 
einen Geſetzentwurf vorlegen zu können deſſen weſentliche Beſtimmung da⸗ 
bin gehe: zur Beſchaffung von Saatfrüdten in den Regierungs⸗ 
Bezirken Königsberg und Gumbinnen können verzinsliche Darlehne aus der 
Staatskaſſe gewährt werden, im Falle dringenden Bedürfniſſes auch für an⸗ 
dere Zwecke; der 1 wird ermächtigt, drei Millionen ver⸗ 
zinslicher Schatzſcheine längſtens auf ein Jahr auszugeben; weitere Veraus⸗ 
abungen find im Etat für 1869 aufzuführen, und haben die Miniſter der 
Finanzen und des Innern die Verwendung zu vertreten. — Bei Feſtſtellung 
der Inſtruction für den Modus und die Organe der Vertheilung wünſche 
die Regierung den guten Rath der Commiſſion, wie bei der Ausgabe von 
Darlehnskaſſenſcheinen, zu hören und zu benutzen. Zunaͤchſt beabſichtige fie 
die Vertheilung durch die Landräthe vor ſich gehen zu laſſen, denen vier 
durch den Kreistag gewählte Mitglieder zur Seite ſtehen follen; auch mag 
in Königsberg unter dem Oberpräſidenten eine größere Commiſſion einge⸗ 
ſetzt werden, wie es der Hennig ſche Antrag empfiehlt. 5 

Der Miniſter empfiehlt Verweiſung der Regierungsvorlage an die be⸗ 
ſondere für den Hennigſchen Antrag gewählte Commiſſion, v. Binde (Minden) 
an die Finanzcommiſſion, Heiſe an beide vereint. Das Haus tritt dem 
erſten Vorſchlage bei. 

Der Miniſter des Innern legt einen Geſetz⸗Entwurf vor, betreffend 
die Koſten der Was daz und die Ueberweiſung des Ertrages an die Com⸗ 
munalkaſſen. (Wird durch Schlußberathung erledigt). 

Das Haus gelangt nunmehr zur Beſchlußfaſſung über das Etatsgeſetz 


in feinen einzelnen . und im Ganzen. 


g. Dr. Joh. Jacoby: Ich habe an der Berathung der einzelnen 
Etats nicht Theil genommen, weil mein Entſchluß feſtſtand, das ganze Etats⸗ 
geſetz zu verwerfen. Schon im Jahre 1864 erklärte ich, daß, jo lange das 
etzige Miniſterium im Amte ſei, ich meine Zuſtimmung zu jenem Geſetz ver⸗ 
agen müſſe. Das Urtheil, das ich damals ausſprach, iſt ſeitdem jo wenig 
Kia . militäriſchen wie die diplomatiſchen oder parlamentariſchen Erfolge 
des Miniſteriums erſchüttert worden und heute jo wenig wie damals will 
ich durch Bewilligung der Geldmittel zum Fortbeſtande einer Regierung bei⸗ 
tragen, die nach meiner Ueberzeugung dem preußiſchen wie dem deulſchen 


Vaterlande zum Unheil gereicht. (Murren rechts.) 


Darauf wird das Etatsgeſetz (deſſen § 1 die Einnahmen und Aus⸗ 
gaben auf 159,757,064 Thlr., unter den Letzteren 6,083,000 Thlr. an 
einmaligen und außerordentlichen feſtſetzt), in ſeinen 5 Paragraphen und 
ſchließlich als Ganzes mit allen Stimmen gegen die des Abg. Dr. Joh. 
Jacoby definitiv genehmigt. 0 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 10 Uhr. T.⸗O.: Be⸗ 
richte über Petitionen. 

11. Sitzung des Herrenhauſes. 
Eröffnung 11% Uhr. — Am Miniſtertiſch: die Miniſter für Handel 


und Juſtiz mit mehreren Commiſſarien. N 
Der Präſident theilt mit, daß die Herren Profeſſoren Hälſchner aus 
Bonn und Geh. Rath v. Sydow zu Mitgliedern des Herrenhauſes berufen, 
und die Herren v. Sydow und Prof. Zachariae (Göttingen) neu in das 
Haus eingetreten find. Der Präſident begrüßt die beiden letzteren und ſpricht 
die Hoffnung aus, daß ſie an den Arbeiten des Hauſes regen Antheil neh⸗ 
men mögen. 5 a en ; 
Präſident Graf Stolberg: M. H.! Sie haben in der vorigen Sitzung 
Jr anden beauftragt, den Glückwunſch des Hauſes Sr. königl. Hoheit 
dem nprinzen zur Geburt eines jungen Prinzen zu Füßen zu legen. Se. 
königl. Hoh. hat das Präsidium Tags darauf empfangen und in gnädigſter 
Weiſe beauftragt, feinen Dank dem Hauſe auszuſprechen. 

atauf wird in die T.⸗O. eingetreten. Y 5 

Der erſte Gegenſtand iſt die Schlußberathung über den Geſetzentwurf, 
betreffend die . des für das vormalige Königreich Hannover zur 
Anwendung kommenden Geſetzes über Gemeindewege und Landſtraßen. Der 
Berichterſtatter Herr Raſch beantragt, dem Geſetzentwurf ſo zuzustimmen, 
wie er aus der Berathung des Abgeordnetenhauſes hervorgegangen iſt. 

Vom Abg. Graf Borxies iſt 7— $ 1 des Geſetzes, welcher die Grund⸗ 
ſätze der Beitragserhebung zu den egeverbänden regelt, und zwar in einem 
gewiſſen Verhältniß zur Grund⸗, Gebäude⸗, Gewerbe⸗, Klaſſen⸗ und Einkom⸗ 

füch Fechald des preufifdien Stantes bele, 
en eines Beitragspflichtigen von auße des preußiſchen Staates bele⸗ 
Su Grundvermögen bei der klaſſifizirten Einkommenſteuer mit in Anrech⸗ 
nung gekommen ift, hat die Obrigkeit auf Antrag des ein ie ern 
dafür eine entſprechende ann er Beitrags eintreten zu laſſen, falls 
das betreffende Einkommen in 4 taat der Belegenheit erweislich zu einer 
gleichartigen Laſt herangezogen wird. 4 . . 
12 Der Berichterstatter ſowohl, wie der Regierungs⸗Commiſſar bitten um 
Ablehnung des Amendements, beſonders deshalb, um das 1 — *. 
des Geſetzes bei dem nahen Schluß der Seſſion nicht zu verhindern, da das 
Geſetz dringend noͤthig ſei, und auch der hannoverſche Provinziallandtag 
demſelben bereits zugeſtimmt habe. 2 

Das Amendement Borries wird abgelehnt, der Geſetzentwurf un⸗ 
verändert angenommen. : . 

Der zweite Gegenſtand iſt die Schlußberathung über den 18. Bericht der 
Staatsſchulden⸗Commiſſion über die Verwaltung des Staatsſchuldenweſens 
im Jahre 1866. — Der Referent Herr v. Bern uth beantragt, der Haupt: 
verwaltung der Staatsſchulden Decharge zu ertheilen. 

Das Haus tritt dem Antrage bei N 125 

Der dritte Gegenſtand iſt der Bericht der Eiſenbahn⸗Commiſſion über 
das Geſetz, betreffend die Erweiterung der Zinsgarantie des Staats für das 
die Eifel nach Call. 

Die Commiſſion beantragt, das Geſetz unverändert anzunehmen. 

Das Haus tritt ohne Debatte dieſem Antrage bei. i 

Der vierte und letzte Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt der Bericht 
der Juſtiz⸗Commiſſion über den aus dem Abgeordnetenhauſe herübergekom⸗ 
menen Geſetzentwurf, betreffend die Declaration des Art. 84 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde (Lasker'ſcher Antrag) und über die Anträge v. Below, v. Franken⸗ 
berg und Graf Rittberg: 1) betreffend die Abänderung des erſten Abſatzes 
des Art. 84; 2) Geſetz betreffend den Schutz gegen den Mißbrauch der Rede⸗ 
freiheit der Landtagsmitglieder. 

Die Commiſſion beantragt I. das aus dem Abgeordnetenhauſe herüber⸗ 
gekommene Geſetz abzulehnen; dagegen II. folgendes Geſetz anzunehmen: 

Art. 1. Der erſte Abſatz des Artikels 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 
31. Januar 1850 wird aufgehoben. I n a; 

Art. 2, An deſſen Stelle treten folgende Beſtimmungen: Ein Mitglied 
eines der beiden Häuſer des Landtages darf wegen ſeiner Abſtimmung nie⸗ 
mals, wegen der in Ausübung ſeines Berufes gethanen ſtrafbaren Aeuße⸗ 
rungen aber, ſoweit darin nicht eines der durch das Geſetz vom 25. April 
1855, Geſetzſammlung von 1853, Seite 162, zur Competenz des Kammer⸗ 
erichts gehörigen Staats⸗Verbrechen gefunden wird, nur vor dem in Gemäß⸗ 
beit vs Geſetzes vom heutigen Tage zu errichtenden Landtags⸗Gerichtshofe 

langt werden. Ein anderweitige? gerichtliches oder disciplinariſches Ver⸗ 
fahren findet nicht ſtatt. Die Regelung der Disciplin durch die Geſchäfts⸗ 
ordnung (Artikel 78 der Verfaſſungs Urkunde) wird hierdurch nicht berührt. 

Außerdem empfiehlt die Commiſſion * end de reſp. Ausführung 
dieſer Beſtimmung einen „Geſetzentwurf, betreffend den Schutz gegen den 


‚b 
i iheit der Mitglieder Seiten 1 
Mißbrauch der Redefreiheit ehuaniiie de Nantes des Landtags“, 


worin die Zuſammenſezung und die gandtags⸗Gerichtshofes, 
ſowie der Modus des 5 ac, näher ee wird. (Wir geben 
das Geſetz event. bei der Speialdebakte.) 


Hierzu liegen folgende Amendements vor. 
* don den Herren Pr. Pechmann, v. Hasch Dr. Dernburg, Haſſelbach, 
ausmann, Hobrecht, Engelhart, Körner, Raſch, Herzog von Ratibor, Richt⸗ 
ig: ein Geſetzentwurf, welcher gleichlautend iſt mit dem ſeiner Zeit im 
bgeordnetenhauſe von den Freiconſerbativen gestellten Antrag wonach 
bſaz des Art. 84 aufgehoben wird, 2) an deſſen Stelle der 
der betreffenden Beſtimmung der Reichs verfaſſung geſtellt wird; 
II. von Herrn Dr. Blömer ein ga 

iſt, daß 1) die Disciplinargewalt des Pr gegen die 


— 


ednern ſeiner Beurtheilung zu unterziehen und fie für unrichtig, für 
unpaſſend oder für unwür dig“ zu erklären. Die An der om 
klärung kann nur durch eine Mehrheit von zwei Dritttheilen der Stimmen 
der anweſenden Mitglieder erfolgen. Ergeht ſie von dem Hauſe der Ab⸗ 
geordneten, jo iſt damit das Mandat des Abgeordneten, den fie trifft, 
erloſchen und der Abgeordnete für die Dauer der Legislatur⸗Pexiode nicht 
mehr wählbar. Ergeht ſie von dem Herrenhauſe, ſo bat dieſes Haus, nach 
228. — der Beſtimmungen der Verordnung vom 12. October 1854 zu 
verfahren. 

Antzäge auf die a rg Erklärungen find geftattet: 1) einer Zahl 
von Mitgliedern des Hauſes, in welchem die Aeußerungen gemacht worden 
find, welche in dem Herrenhauſe zwanzig, in dem Abgeordnetenhauſe vierzig 
betragen muß; 2) einzelnen Perſonen, Landtagsmitgliedern oder anderen, je⸗ 
doch nur in Vertretung ihrer perſönlichen Inkereſſen. 


III. Von Herrn Dr. Tellkampf: den Antrag Blömer dahin zu än⸗ 
dern, daß der Ausſchluß von Mitgliedern nicht erfolgen ſoll.“ 
IV. Von Dr. Heffter: „den Antrag Blömer dahin zu ergänzen, daß 


die Unwürdigkeits⸗ Erklärung don Mitgliedern auch von der Staatsregie⸗ 
rung beantragt werden kann. 

Die Generaldiscuſſion wird eröffnet. 

Am Miniſtertiſch bleibt nur der Juſtizminiſter zurück. 

Herr v. Senfft⸗Pillſach: Der aus dem Abgeordnetenhauſe herüber⸗ 
gekommene Antrag iſt keine Declaration, ſondern eine Abänderug, welche 
ausdrückt, daß Verleumdungen im Bereiche der Landtagshäuſer und im Be⸗ 
reiche der Preſſe, inſoweit ſie die Kammerberichte wiedergiebt, nicht beſtehen 
ſollen. Es handelt ſich hier um die ernſte Frage, ob ein unbeſcholtener ehr⸗ 
licher Mann ohne Weiteres verleumdet werden kann. Zur deutſchen Natio⸗ 
nalität gehört es, daß man die Ehre höher ſchätzt, als allen Reichthum, ja 
ſelbſt als das Leben, und wie iſt es da möglich, daß man einem ehrlichen 
Manne den Rechtsſchutz zur aden de ſeiner Ehre nimmt? 
der Landesobrigkeit, den Unterthan in den Gütern, die ihm am theuerſten 
ſind, zu ſchützen und vor Allem in der Ehre. Was den betreffenden Artikel 
in der Reichsverfaſſung betrifft, ſo heißt es in ihm, daß Mitglieder des 
Reichstags nicht zur Verantwortung gezogen werden in Betreff ſolcher Aeuße⸗ 
rungen, die ſie in der Ausführung Ares Berufes gethan haben. Sollen 
etwa Mitglieder des Landtags in der Ausführung ihres Tau das Recht 
haben, zu verleumden? Die eigentliche Würde der Tribüne beſteht darin, 
daß Alles mit Anſtand und Ehre verhandelt wird. Darum bitte ich Sie, 
halten Sie ſich an das Geſetz das ſeit dreitauſend Jahren in Europa den 
Anhalt gegeben hat zu aller Entwickelung höherer Sittlichkeit, das auf dem 
10 gegeben iſt: Du ſollſt nicht falsches Zeugniß reden wider deinen 

en. 5 
Herr Raſch (Hannover): Ich hoffe, mich mit dem eben gehörten Geſetze 
nicht in Widerſpruch zu ſetzen, wenn ich gegen die Commiſſionsanträge 
ſtimme. Gegen den Lasker'ſchen Antrag bin ich nur unter beſtimmter Vor⸗ 
ausſetzung, principiell bin ich für ihn. Von allen vorliegenden Anträgen 
kann ich mich nur für den erklären, der die Mitglieder beider Häuſer des 
Landtags den Reichstagsmitgliedern gleichſtellt. Ich habe das nur voraus⸗ 
ſchicken wollen, um über meine Stellung zu dieſer Frage in keiner Unwiſſen⸗ 
heit zu laſſen und will jetzt meine Anſicht über die Sache kurz motiviren. 
Meine Herren, wenn es ſich in der That unbedingt darum handelte, hier 
neues Recht zu ſchaffen, ſo würde ich mich vielleicht auf der Seite befinden, 
die dafür ftrebt, nicht unbedingte Redefreiheit zu gewähren, und daran feſt⸗ 
zuhalten, deß die Privatehre nicht ſolle beeinträchtigt werden können aber 
wir ſind nicht in der 11 neues Recht zu ſchaffen, wir konnen das, was 
wir haben nicht unberückſichtigt laſſen. Und wie ſteht denn nun in dieſer 
Beziehung die Sache? Bis vor ganz wenigen Jahren hat in der That 
Niemand daran gezweifelt, daß der § 84 der erfaffungsurkunde volle und 
unbedingte Redefreiheit gewähre, es hat Niemand daran gezweifelt, daß 
Meinung und Aeußerung etwas vollſtändig Gleichbedeutendes ſei. Erſt in 
der neueſten Zeit iſt ein Zweifel hervorgerufen worden, und, meine Herren. 
ich, der ich damals noch nicht die Ehre hatte Preußen anzugehören, darf 
wohl bezeugen, daß die öffentliche Meinung in ganz Deutſchland dieſen 
Zweifel mit großer Entrüſtung hat entſtehen ſehen. (Herr v. Bernuth: 
Hört!) Man iſt der Meinung geweſen, daß ein ſolcher Zweifel nicht hätte 
hervorgerufen werden ſollen, und es liegt durchaus im Intereſſe der preu⸗ 
ßiſchen Monarchie, dieſen Zweifel zu beſeitigen. Iſt denn in der That die 
Sache jo, daß durch § 84 für alle Alten mit voller Sicherheit erreicht wird, 
was mein Herr Vortedner erreicht wiſſen will? Das it in hohem Grade 
in Zweifel 1 ziehen. Wenn man ganz einfach an den Vorgang denkt, der 
hier beim Kammergerichte im vorigen Monat ſich ereignet hat, kann man 
wohl ſagen, daß dieſe Entſcheidung des Obertribunals für alle Zeiten be⸗ 
ſtehen wird? Es iſt ſehr leicht denkbar, daß das Obertrtbunal in ſpäteren 
np del ne Anſicht zurückgeht, wie es ja auch früher eine andere An: 
icht gehegt hat. 
ſt es denn nicht in der That unerträglich, wenn in einer derartigen 
Frage eine ſolche Rechtsunſicherheit beſteht, wie ſie neulich im Ausſpruche 
des berühmten Kammergerichts Ausdruck gefunden hat? Das hohe Haus 
muß mitwirken zur Beſeitigung dieſer Unſicherheit. Wenn man eine ſolche 
Beſeitigung will, wenn man ſie in der That für Preußen, ja für ganz 
Deutſchland, und Preußens Einfluß auf Deutſchland für nothwendig hält, 
dann wird man auch zu dem Wege ſchon zu gelangen wiſſen, und da muß 
ich meinerſeits erklären, daß ich die Wege, die die Anträge v. Below und 
Blömer befolgen, nicht für die meinen anſehen kann. Der erſtere will 
einen Specialgerichtshof haben für Pbesce den der Redefreiheit. Wird 
das wirklich praktiſch ſein, wird das wirkliche Bedeutung haben? Wird denn 
der auf dieſe Weiſe zuſammengewürfelte Gerichtshof im Lande ſolche Be: 
deutung haben, daß man ihn als einen gerechten ehrt? Es fcheint mir dies 
in hohem Grade zweifelhaft zu ſein, und außerdem ſind die Mitglieder, die 
durch das Loos in dieſen Gerichtshof berufen ſind, darin nicht als Ge⸗ 
ſchworene, ſondern als Richter, die das Maß der Strafe zu beſtimmen 
haben. Wird man annehmen dürfen, daß viele Mitglieder geneigt ſein 
möchten, ein ſolches Amt ihren Collegen gegenüber zu übernehmen? Ich 
meinerſeits würde es nicht thun, ich würde unbedingt eine ſolche ſtrafrichter⸗ 
liche Gewalt meinen Collegen gegenüber nicht übernehmen. Ich will von 
anderen Bedenken der Art abſehen und zum Blömer ' ſchen Antrag über: 
gehen. Auf den erſten Anblick ſcheint das allerdings billig und in Ordnung, 
daß beide Häuſer des Landtages wieder zurückkommen auf einen Verſtoß, 
der vielleicht vom Präſidio überſehen iſt, und daß man nachträglich Dis⸗ 
ciplin zu üben habe. Aber, m. H. in weſſen Hände wird die Dig: 
ciplin gelegt? In die Hände der Majorität des betreffenden Haufes. 
Mag dies Her in dieſem Haufe von geringerer Bedeutung fein, im Ab⸗ 
geordnetenhauſe iſt es von entſcheidender Bedeutung; es iſt dort auf einen 
ee nicht zu rechnen, wenn das betreffende Mitglied zur Mino⸗ 
rität gehört. 1 
an kann ſich mit der Herrſchaft der Majorität in derartigen Dingen nicht 
einverſtanden erklären und deshalb auch nicht mit dem Blömer'ſchen Antrag. 
Was den Lasker ' ſchen Antrag betriſſt, jo will ich meinerſeits nicht verkennen, 
daß der Sache nach gegen ihn, wie ich es anſehe, nicht viel zu ſagen üt; die 
orm aber halte ich allerdings nicht für unbedenklich und zwar nicht aus dem 
runde, weil darin eine Verletzung des hohen Obertribunals enthalten ſei; 
das nehme ich nicht an. Denn eine authentiſche Deklaration, wie ſie hier vor⸗ 
liegt, iſt ein neues Geſetz; es wird durch ein ſolches in keiner Weiſe Erika 
chen, daß die bisherige Anwendung des Geſetzes eine irrige war, es enthält auch 
keinen Tadel gegen die betreffenden Richter. Aber auf der anderen Seite 
glaube ich, daß zu einem neuen Geſetzentwurf durch den der Form nach an⸗ 
gemeſſeneren Antrag Gelegenheit gegeben iſt, der den J 84 einfach aufhebt 
und an ſeine Stelle die Beſtimmnung ſetzt, die für den Reichstag in entſpre⸗ 
chenden Fällen maßgebend iſt. Nun haben wir zwar vom geehrten Herrn 
Vorredner gehört, daß darauf in der That gar kein Gewicht zu legen, daß 
eine ſolche Gleichſtellung gar nicht zu erſtreben ſei. Nun, m. H., man ma 
die Sache anſehen, wie man will, man mag darüber urtheilen, wie man will, 
der Anſicht wird man ſich nicht verſchließen konnen, daß es ganz enorm 
ſchwierig iſt, Gründe aufzubringen, die es rechtfertigen, den Mitgliedern der 
beiden Häuſer des Landtags eine geringere Beſonnenheit und Legalität zu⸗ 
zutrauen, als denen des Reichstags. Dieſelben Mitglieder, die hier ſitzen, 
können ſehr wohl auch Mitglieder des Reichstags ſein und dann ſollen fie 
im Reichstage ungehindert ſagen können, was, wenn ſie es hier ſagen, ihnen 
Strafe zuzieht? Das iſt ein abſolut unerträglicher Zuſtand und man wird 
nicht ſagen dürfen, das Herrenhaus ſei jetzt nicht in der Lage, einen Beſchluß zu 
faſſen, weil ein ſolcher beim nahen Schluß dur Seſſion für jetzt erfolglos 
bleibe. Ein Geſetz kommt gest nicht mehr zu Stande, für welchen Antrag 
wir auch ſtimmen mögen, aber das hat eine Bedeutung, daß das Abgeordne⸗ 
tenhaus einen Beſchluß gefaßt hat, und daß, wenn das Herrenhaus einen 
entſprechenden oder der Sache nach gleichen Beſchluß faßt, der Staatsregie⸗ 
rung bekannt ft, wie dieſe beiden Faktoren der Geſetzgebung dieſe Frage be⸗ 
urtheilen, daß dann die Staatsregierung in der Lage iſt, aus der reſervirten 
Haltung, die ſie bis jetzt in dieſer Frage eingenommen hat, hervorzutreten 
Und in nächſter Seſſion mit einem Antrage zu kommen, der die Sache defi- 
nitiv abſchließt. Mir ſcheint es von hohem Intereſſe für die Staatsregie⸗ 


ieder beider Häuſer 


eee e 1 0 daß das Herrenhaus eine beſtimmte Anſicht 25 reche; meiner An⸗ 


t nach kann dieſe nur dahin gehen, daß die 


gegen, die der Vorredner angeführt, war nur aus Mißverſtändniß hervor⸗ 


Es iſt Pflicht ch 


gleichgeſtellt find mit denen des ee Der Form nach muß ich mich 
entſchieden für den dahin zielenden Antrag Bechmann erklären; i empfehle 
Ihnen deshalb dieſen Antrag. (Bravo. . 

Graf Reventlow: Bud, ih bin ein Freund der Freiheit; mo aber die 
Freiheit in die Rechtsſphäre Anderer eingreift, muß eh werden, da⸗ 
mit die Freiheit nicht zur Willkür werde. So verhält es ſich auch mit der 
Redefreiheit; hier muß Schutz gegen Verleumdungen gewährt werden. Der 
Ober⸗Tribunalsbeſchluß war deshalb ganz gerechtfertigt; die Entrüſtung hier⸗ 


gegangen, da man der irrigen Anſicht war, daß der Beſchluß durch unge⸗ 
rechtfertigten Einfluß der Staatsregierung herbeigeführt ſei. Der Beſchluß 
des Ober⸗Tribunals liegt im Intereſſe der Regierung, des Landes, jedes ein⸗ 
—— Staatsbürgers und der beiden Häuſer ſelbſt. — Der Wille des Ge⸗ 
etzgebers war es entſchieden, durch das Wort „Meinungen“ im Artikel 84 
verleumderiſche Behauptungen auszuschließen. Ein ſchwankender Rechtszu⸗ 
ſtand wird wohl nicht eintreten, da hoffentlich das Ober⸗Tribunal bei ſeiner 
letzten Entſcheidung bleiben wird. Der Beſchluß des Abgeordnetenhauſes iſt 
deshalb entſchieden abzulehnen; auch die übrigen Anträge find zur Zeit über: 
flüſſig und nur als ſchätzbares Material zu betrachten. g 
Jauſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich will mich auf wenige Worte be⸗ 
ſchränken. Es handelt ſich hier ja gar nicht um eine Propofition der könig⸗ 
lichen Staatsregierung, welche ſie zu vertreten hat, vielmehr um einen An⸗ 
trag des Abgeordnetenhauſes, welcher im geſchäftsordnungsmäßigen Wege 
an dies Haus gelangt und hier der Würdigung zu unterziehen iſt. Ich wie⸗ 
derhole hier dieſenigen Worte, die ich über deen Gegenſtand in der Mitte 
Ihrer Commiſſion auszusprechen die Ehre hatte. „Die königliche Res 
gierung hegt den dringenden Wunſch, die unerfreulichen Er⸗ 
örterungen, zu welchen die Auslegung des Artikels 84 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde Veranlaſſung gegeben hat, beſeitigt zu 
ſehen, und iſt im Allgemeinen jedem Vorſchlage geneigt, wel⸗ 
er die Erreichung dieſes Zieles in Ausſicht ftellt, muß ſich 
jedoch ihre Entſchließungen bis nach gefaßtem Beſchluſſe des 
Herrenhauſes vorbehalten.“ 3 . 2 

Ich wiederhole ferner diejenige Erklärung, welche ich ebenfalls in der 
Mitte der Commiffion gemacht habe, daß nämlich in Anſehung der Vor⸗ 
ſchläge von v. Below und Genoſſen und des in der Commiſſion eingebrach⸗ 
ten, mit B. bezeichneten Vorſchlages mir im Grundſatze der Below'ſche Antrag 
als der correctere erſcheint. (Bravo!) 8 a 

ch möchte jedoch nicht, daß Sie aus dieſer allgemein ade ren Erklä⸗ 
rung, welche ich Namens der Staatsregierung abgegeben habe, entnehmen 
möchten, als wäre die königl. Regierung geneigt, ſich dem Antrage des Abs 
geordnetenhauſes anzuschließen (Bravo! Bravo! — ich bin in der Lage, eine 
ſolche Erklärung abzugeben — einem Antrage, welcher alſo dahin geht, im 
Wege der Declaration den Artikel 84 der Verfaſſungs⸗Urkunde mit Artikel 
30 der Verfaſſung des deutſchen Bundes zu vertauſchen. Meine Herren! 
Ich halte es weder für geboten, noch auch nur einmal für angethan, über 
das Verſtändniß des Artikel 84 der Verfaſſung mich hier des Näheren aus⸗ 
zulaſſen. So lange eine ſolche Frage Gegenſtand der politiſchen Tagesord⸗ 
nung iſt, muß ein Verſuch, die Frage unbefangen, objectiv, nach den Regeln 
juriſtiſcher Auslegung zu prüfen, von vornherein auf allen Erfolg verzichten 
oder kann ſich doch nur auf einen geringen Erfolg Ausſicht 1 Es 
kommt bei Erledigung des Streitpunktes keineswegs allein auf das Ergebni 
juriſtiſcher Auslegung an, es werden in dieſer Veziehung unzweifelhaft no 
ganz andere Momente in Betracht zu ziehen ſein. Die Auslegung des Ar⸗ 
tikels 84 in ſeinem erſten Abſatze bietet uns drei Schwierigkeiten dar, es 
laſſen ſich für die eine wie für die andere Anſicht gewiß wichtige Gründe 
anführen, und ich meine, meine Herren, daß ein Jeder, möge er nun für die 
eine oder die andere Anſicht ſich erklären, die Präſumption für ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen kann, bona fide zu verfahren. (Bravo!) Deshalb muß ich 
als preußiſcher Juſtizminiſter es auf das Lebhafteſte beklagen, daß die Ur⸗ 
theile des oberſten Gerichtshofes der Monarchie in Sachen Tweſten und 
Frenzel mehrfach einer Kritik unterzogen find, welche die Grenzen der Wil: 
ſenſchaftlichkeit weit überſchreitet und demgemäß mit Recht als eine 
Bee und völlig ungerechtfertigte bezeichnet werden darf. (Lebhaftes 
ravo! 

Herr Dr. Blömer motipirt in ausführlichem Vortrage fein Amendement 
und übt eine eingehende Kritik aller übrigen Anträge, die er ſämmtlich ab⸗ 
— Did: N 2 eee DaB Obertribunal, a Rech wor op 

en Ge nicht zu rden, von der Re rechun 
über dieſe Frage zu entlaſten. Die Mitgliever des Landtages eee 
gungen des Staatsanwaltes auszuſetzen, vertrage ſich überhaupt nicht mit 
der Idee eines conſtitutionellen Staates, es empfehle ſich deshalb die Con⸗ 
ſtituirung eines Landtagsgerichtshofes. 

Graf Rittberg ſucht aus der Sac e des Artikel 84 zu 
beweiſen, daß man bei der Wahl des Wortes „Meinungen“ auch nicht im 
Geringſten daran gedacht habe, ſämmtliche Aeußerungen eines Landtags mit⸗ 
gliedes ſtraflos machen zu wollen. Redner würde einer Deklaration des Ars 
tikels 84 im Sinne des anderen Hauſes nicht entgegen ſein, wenn fich ihm 
aus der hiſtorſſchen Forſchung ergäbe, daß die Abſicht der Geſetgeber wirk⸗ 
lich in dieſer Richtung gegangen ſei; gerade die hiſtoriſche Forſchung abel 
zeige ihm, daß man immer einen Unterſchied zwiſchen „eine Meinung äußern 
und eine „Aeußerung machen“ gezogen habe. Redner ſchließt mit einer Em? 
pfehlung des Below'ſchen Antrages. E 

Herr r. Zachgrige: Ich betrachte natürlich das Ober⸗Tribunal mit 
dem dieſem hohen Gerichtshofe ſchuldigen Reſpect, glaube aber auch nicht, 
daß derſelbe auf Infallibilität Anſpruch machen kann. Von meinem Stand‘ 
punkte aus müßte ich eigentlich den Lasker'ſchen Geſetzentwurf zurüdweiſen 
weil ich ein Declaratorium dieſes Artikels 84 für ganz überflüſſig halte, wel 
nach meiner Anſicht der Artikel 84 auch ohne Declaratorium im Sinne die 
ſes Declaratoriums klar iſt. Meine Meinung über den Inhalt des Arti 
habe ich ſchon in einer Broſchüre im März 1866 ausgeſprochen; dieſelbe war 
zwar unter dem peinlichen Eindrucke der Nachricht von dem Beſchluſſe des 
Ober⸗Tribunals, aber doch ganz objectiv geſchrieben, und ich habe mich da 
ſehr gewundert, als dieſelbe hier in Berlin confiscirt wurde. An und 
ſich halte ich allerdings die vollſtändige Redefreiheit von Landtagsmitgliedemm 
nicht für ſelbſtverſtändlich, nicht für ein nothwendiges Requifit eines conſſt 
tutionellen Staates, ich halte im Gegentheil gewiſſe Ausnahmen für noih⸗ 
wendig; ich bin kein Advocat der Redefrechheit, kein Vexrtheidiger jeder mög? 
lichen Licenz. Aber darum handelt es ſich hier gar nicht, wir haben es ier 
nur mit einem ſchon vorhandenen Geſetze zu thun, wir ſprechen hi 
nicht de lege el de lege lata. Und da iſt es mir unzmeitel® 
haft, daß der Artikel 84 den klaren 


tit inn hat, daß ſelbſt die Ueberſchreituß“ 
gen der Redefreiheit durch ihn geſchützt werden ſollen. Das ergiebt ſich mit 
aus der Entſtehungsgeſchichte dieſes Artikels eben ſo wie aus der Analogie 
mit faſt allen anderen Verfaſſungen. (Redner weiſt dies durch eine län e, 
genaue Deduction des Ausführlicheren nach.) Heißt denn ausgeſprochene Mer 
nung etwas Anderes als Aeußerung? Ich muß es entſchieden zurüdkweiſeln 
Etwas, was wir äußern, iſt eben eine Meinung, und eine ausgeſprochen 
Meinung iſt eine Aeußerung. Kann man ml vernünftigerweiſe annehne⸗ 
daß der Geſetzgeber hierin einen Unterſchied ſich gedacht 75 Und wäre) eu 
ſelbſt denkbar, kann man, nachdem man fünfzehn Jahre durchaus linen 
Zweifel über dieſen Sinn dieſes Artikels gehegt hat, kann man da mit einen 
Male den entgegengeſetzten Sinn hineininterpretiren? Ich glaube, me 
erh das kann man nicht, oder wenn man es thut, ſo thut man 
recht daran. 

Der Schluß der General⸗Discuſſion wird angenommen. 

Berichterſtatter Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Den Weg der Declaration 
man nur dann wählen, wenn man vorher bewieſen hat, daß das, was 
declariren will, denſelben Sinn hat, wie der Wortlaut der Declaratio 
iſt. Das trifft hier nicht zu und ſchon darum allein muß ich mich 
dieſe Declaration erklären. „Meinung“ und Aeußerung“ dann alle N 
daſſelbe bedeuken, kann aber auch Verſchiedenes bedeuten, und das 15 ö 


iſt hier der Fall. Auf England und Frankreich darf man. ih in dieſer Feine 
nicht berufen, eben ſo wenig darauf, daß die dulftürdig, Jeder 1755 
Conſequenz des Conſtitutionalismus ſei. Man kann bei uns bon, Co wen, 
tionalismus und von Conjequenz des n gar nicht rein 
bei uns, die wir kein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz haben, bie ‚wir ben, 
beſonderes Budgetrecht haben, die wir z. B. ganz ruhig, ganz friebli n den 
ohne daß das Budget für 1868 jet eſtellt ift, während wir doch ſchiulche⸗ 
15. Februar, ſchreihen. Dieſe a Hat Redefreiheit iſt nur ein polapige 
Axiom und ein falſches Axiom. Man redet immer von dem no a 
Schutze für die Landtagsmitglieder, aber man vergißt 99 8 und 
der anderen Seite bin, den Schutz für die Perſonen. die € wir 
Verleumdungen von Seiten der Abgeordneten ausgeſetzt ind. bst eine 
den Lasker ſchen Geſetzentwurf annehmen, ſo verſetzen wir uns ſelbſ, diese 
Schlag ins Geſicht; denn das Herrenhaus iſt es geweſen, 
Interpretation des Art. 84 aufgeſtellt hat. 

Mit der Annahme des Geſetzentwurfes greifen 

digungsrecht Sr. Majeſtät des Königs, und die 

Bildung gewaltthätiger Parteien und der Gebr 

anderen Waffen. Nein, muthe man uns 

Principien einem derartigen formellen Act, wie eine < 

anzuſchließen! Furchten wir ſelbſt nicht einen 


kleinen 4 ſlict; e 
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bun Zeit von den Römern gehandhabt wurde, wie es das Chriſten⸗ 
um tiefſinnig in feinen Vorſchritten über das Verhältniß zur Obrigkeit aus⸗ 
N etzen wir nicht dies öffentliche Recht, indem wir dem Strome des 
Alles auflöſenden und zerſtörenden, nur der Selbſtſucht fröhnenden Fete der 
olgen, vor dem Privatrechte zurück! (Redner geht wi luß auf die ver⸗ 
chiedenen vorliegenden Anträge ein, bekämpft dieſelben und empfiehlt unter 
urückweiſung der gegen denſelben gemachten Angriffe den Antrag der 
Commiſſion.) l 

Nach einer längeren Debatte über die Reihenfolge der Abſtimmung wird 
nun zunächſt über den Geſetzentwurf des ae (Lasker'ſchen 
Antrag) namentlich abgeſtimmt und in dieſer Abſtimmung der Geſetzentwurf 
mit 98 gegen 14 Stimmen abgelehnt. Dafür ſtimmen u. A. v. Gordow, 
d. Gruner, Haußmann, Hobrecht, Offenberg, Pauli, Richtſteig, Tellkampf, 
Wilkens, Bechmann, b. Bernuth, Denhardt, Dernburg v. Flemming, dagegen 
ſtimmen n. A. Haſſelbach, 1h p. Ujeſt, Bever, Graf v. Bninski, Camp: 
hauſen EM der Stimme enthalten ih Freiherr v. Rothſchild, Zacha⸗ 
riae und Raſch. 

Auch über den Antrag Bechmann (Wortlaut der Bundes verfaſſung) 
wird namentlich ahgeſtimmt; auch dieſer wird mit 68 gegen 40 Stimmen 
abgelehnt; dafür ſtimmen Haſſelbach, Haußmann, Hobrecht, Herzog v. Ujeſt, 

rinz zu Hohelohe⸗ ngelfingen, Graf Keyſerling, Körner, Graf Kwilecki, 
fürſt Lichnowsky, Meviſſen, Graf Nelliſſen, Offenberg, Pauli, Fürſt von Pleß, 
d. Rab, Raſch, Herzog von Ratibor, Richtſteig, Fürſt zu Salm, Tellkampf, 
Wilckens. Fürſt zu Nienburg, Zachariae, Bechmann, Fürſt zu Bentheim⸗ 
Steinfurt, d. Bernuth, Beyer, Blömer, Graf Bninski, Camphauſen (Berlin), 
v. Carnap, Herzog v. Croy, Denhardt, Dernburg, Frhr. v. Diergardt, Engel: 
hardt, Engels, v. Fahrenheydt, v. Flemming, v. Gruner. 

Die Sitzung wird vertagt. Schluß 5 Uhr. Nächſte Sitzung Montag 


11 Uhr. Tages⸗Ordnung: 1) Fortſetzung der heutigen Berathung; 2) Geſetz, 8 


betreffend die Anſtellung im höheren Juſtizdienſt; 3) Eiſenbahngeſetz für die 
Bahn don Gera nach Eichicht; 4) Petitionen. — Auf die Tages⸗Ordnung 
der Dinstagsſitzung ſoll geſetzt werden: die Geſetze, betr. die Entſchädigung 
der Depoſſedirten und betreffend den Hannoverſchen Provinzialfonds. 


Berlin, 15. Febr. [(Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Stadt⸗Haupt⸗Kaſſen⸗Rendanten Iffland zu Bernau im Kreiſe Niederbarnim 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem emeritirten Cantor, Schullehrer 
und Küſter Uhſe zu Cottbus den Adler der vierten Klaſſe des königlichen 
Hausordens von Hohenzollern, dem Schullehrer Johann Adam Gros zu 
Tholey im Kreiſe Ottweiler das allgemeine Ehrenzeichen, ſowie dem Schiffs⸗ 
. — Gottlieb Siebert zu Beuthen a. d. O. und dem Sackträger 
Carl Friedrich Hermann Wolff zu Berlin die Rettungs⸗Medaille am 
Bande verliehen. 3 

Seine Majeſtät der König hat den nachſtehenden, bei dem Miniſterium 
der auswärtigen Angelegenheiten angeſtellten Beamten, nämlich dem Le⸗ 
een Ferdinand v. Gersdorff, dem Regierungs⸗Aſſeſſor Oskar 

rimm und dem Gerichts⸗Aſſeſſor Paul Amadeus Guſtav Reichardt 

den Charakter als Legations⸗Rath verliehen. 2 55 

[Bulletin] Der Verlauf des Wochenbettes Ihrer königlichen Hoheit 
der Kronprinzeſſin, Prinzeß Royal von Großbritannien und Irland, fährt 
fort, günſtig zu ſein. Das Befinden des neugeborenen Prinzen iſt durchaus 

befriedigend. Berlin, den 15. Februar 1868. Dr. Wegner. Dr. Gream. 

Der königliche Bau⸗Inſpector Gericke zu Marienwerder iſt in gleicher 
Eigenſchaft nach Hirſchberg, Regierungsbezirk Liegnitz, verſetzt; — der königl. 
Kreis⸗Baumeiſter Kirchhoff zu Grimmen ya königlichen Bau⸗Inſpector 
ernannt und demſelben die Bau⸗Inſpectorſtelle zu Marienwerder verliehen 
worden; — der Baumeiſter Frölich zu Salzwedel iſt zum königlichen Kreis⸗ 
Baumeiſter ernannt und demſelben die Kreis⸗Baumeiſterſtelle zu Grimmen 
perliehen worden; — dem früheren ſchleswig⸗holſteinſchen, jetzt Großherzog⸗ 
lich oldenburgiſchen Rechtsanwalt und Notar Dr. jur. Burmeiſter in 
1 iſt es geſtattet worden, unter Beibehaltung ſeines Wohnſitzes in 
Ahrensboek auch fernerhin als Rechtsanwalt bei den Kreis⸗ und Amtsge⸗ 
richten im Departement des Appellationsgerichts zu Kiel zu fungiren und 
iſt derſelbe eic, zum Notar in dem Departement des genannten Appel⸗ 
lationsgerichts ernannt worden; — der Kreisrichter Benecke in Landsberg 
a. W. iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgericht in Lübben und zugleich 
zum Notar im Departement des Appellationsgerichts zu Frankfurt a. O., 
mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Lübben, ernannt worden. 

Berlin, 15. Februar. [Se. Mafeſtät der König] empfin⸗ 

gen im Laufe des heutigen Vormittags dle Vorträge des Hofmarſchalls 

Grafen Perponcher, des General-Adjutanten von Tresckow und des 
Geh. Cabinets⸗Raths von Mühler. — Demnächſt hatte der Staats: 
miniſter Frhr. v. d. Heydt Audienz. 

} [Beide Königliche Majeſtäten b 

Maſjeſtät der Königin⸗Wittwe in Charlottenburg. Den Kammerherren⸗ 

dienſt bei Ihrer Majeftät der Königin übernehmen vom 15. Februar 

bis 1. März die Königl. Kammerherren Graf Perponcher und Frhr. 
don Kleiſt. 

ö [Se. Königliche Hoheit der Kronprinz] nahm geſtern 
Vormittag militäriſche Meldungen entgegen und ertheilte dem Ober⸗ 
Bürgermeiſter Hobrecht aus Breslau und dem General-Lieutenant 
don Hartmann Audienzen. Um 12 Uhr ſtattete Ihre Maieftät die 
Königin einen Beſuch im kronprinzlichen Palais ab. (St.⸗A.) 

In der geſtrigen erſten (Abend-) Sitzung der Nothſtands⸗ 

Kommifjion,] die den Antrag v. Hennig's und Genoſſen auf Errich⸗ 

ng einer Hilfskaſſe für Oſtpreußen zu prüfen hat, wurde die Ge: 

Neralviscuffton bis auf den Vortrag des Referenten Lasker beendet. Abg. 

Lasker hob in Betreff des streitigen Punktes der directen Staatshilfe her⸗ 

dor. daß die Verpflichtung der Commünen und Kreiſe zur Armenpflege nach 
age der Geſetzgebung zwar feſtſtehe, daß es aber nothwendig ſei, wenn volle 

Anwendung der Geſetze in einem Ausnahmezuſtand ſich als unmöglich oder 

egen das Intereſſe des Staates erweiſe, durch Specialgeſetze dem Zwange 

r Verhältniſſe nachzugeben. Mit dem Aufhören des Ausnahmezuſtandes 

ten wieder die allgemeinen Geſetze in Geltung und man habe dem aner⸗ 

Kanten Princip über die Verpflichtung zur Armenpflege nichts vergeben. 

ft Finanzminiſter v. d. Heydt erklärte, die Regierung ſei bereit, Alles 

den Nothſtand zu thun, was im Bereiche ihrer Mittel liege; auf den 
rag Koſch könne ſie nicht eingehen, da die Bank Alles, was in dieſer 
hüchtung verlangt werden könne, ihrerſeits thun werde. Wiewohl er auch 


— DE 


] dinirten geſtern bei Ihrer 


ine Eröffnung eines beſonderen Credits durch die Landesvertretung nicht 
Aland genommen haben würde, dem Bedürfniſſe enſprechend aus den be⸗ 
then Fonds nothwendige Unterſtützungen zu gewähren, erklärte er ſich bereit, 
N Staatsminiſterialbeſchluß zu veränlaſſen über die Stellung der Regie: 
zu dem offerirten Credit. 0 ; i er 
e Frage über die directe Staatshilfe, gegen die ſich der 5 8 
ch, blieb der Specialdiscuſſion vorbehalten. Vor der Vertagung der 
ke nag erklärte der Miniſter Namens der Staatsregierung, daß unter 
b. Hen Umſtänden der Landtag vor Erledigung des Antrages 
ennig geſchloſſen würde. Dem Antrage v. Hennig's Ei ſie nicht 
3 igt näher zu treten und werde ſich in einer folgenden Sitzung der 
gur qulfion näher über ihn ausſprechen. Vorläufig könne die Regierung 
ſe de eſchaffung von Saatgetreide als nothwendig anerkennen, 
wie chlage aber das Bedürfniß nicht als fo groß, als in dem Geſetz⸗ 
einn angenommen werde. Außerdem müſſe ſie verlangen, daß der Mit⸗ 
engere der Behörden ein größerer Spielraum, als in dem Entwurf geſchehe, 
en at werde. — Im Ganzen hinterließ die Verhandlung bei den it: 
erung der Commiſſion den Eindruck, daß eine Verſtändigung mit der Re: 
An der nächſten Sitzung, die auf Sonntag Vormittag 12 Uhr ange⸗ 
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N 
runs, 10 
1 loſſen 5 
5. Februar. Die Schifffahrt nach Swindemünde iſt 
„Apibont erg due Alexis, Capitain Barandon, er: 
5 30 


10 n lle eg, aber ein ehrlicher Krieg iſt beſſer als ein auler Friedel 
5 Bern ee heilige öffentliche Rech, a in 25 guten alten 


men höͤchſt wahrſcheinlich aus den „Berichten des polniſchen Flüchtlings⸗ 
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Kiel, 15. Febr. [Die Flensburger Sammlung] vaterlän⸗ 
diſcher Alterthümer iſt heute aus Däuemark hier eingetroffen und zu: 
nächſt im Schloſſe untergebracht worden. 

Hamburg, 15. Febr. [Verurtheilung.] Vor dem Nieder⸗ 
gerichte wurde heute gegen Dr. Spielberg verhandelt, welcher angeklagt 
ſteht, die Inſtitutionen der Hamburger Behörden in einem auswärtigen 
Blatte geſchmäht zu haben. Derſelbe wurde in contumaciam zu 
3 Wochen Gefängniß verurtheilt. 

Hamburg, 15. Februar. lUnterſuchung.] Wie der „Ham: 
burger Correſpondent“ mittheilt iſt ſeitens der hieſigen Polizeibehörde 
wegen der Vorfälle auf dem Auswandererſchiff „Leibnitz“ bereits eine 
Unterſuchung eingeleitet und fol in der Angelegenheit mit aller Strenge 
vorgegangen werden. 

Suhl, 12. Febr. [Unglück.] Ich befand mich zwiſchen 1 und 2 Uhr 
heute Nachmittag im Bureau und erwartete die Poſt. Plötzlich dröhnte das 
ganze Gebäude von einem mächtigen Schlage; die Fenſterſcheiben klirrten 
und der Telegraphen⸗Apparat wurde heftig erſchüttert. Der Poſtmeiſter, ein 
alter Krieger, vermuthete ſofort, daß ein Pulpermagazin in die Luft geſprengt 
worden je; ich rannte in voller Haft auf die Straße, dem Gedränge einer 
faſt unabſehbaren Menſchenmenge nach; da plötzlich geſchah ein zweiter Schlag, 
und auf wallte eine kohlſchwarze mächtige Rauchwolke; Zie el küde ſprangen 
hoch und Gewimmer erfüllte die Luft. Endlich gelangte ich zum Schauplatz 
des Unglücks und wurde eines ganz und gar des Daches beraubten Hauſes 
anſichtig. Dieſes Gebäude iſt eine Fabrik königlicher Munitionsgegenſtände. 
Leider ſind 4 Menſchenleben und ungefähr 7 ſchwere Verwundungen zu bes 
klagen. Unter den 4 Todten befinden ſich ein Vater und ſein Sohn aus 
en Done Goldlauter bei Suhl. Dieſer Mann hinterläßt 52 Frau mit 

indern. . Pr. 8. 

Frankfurt, 14. Februar. [Carl Schurz.] Zu Ehren des hier 
anweſenden Befreiers G. Kinkel's, des jetzigen amerikaniſchen Bürgers 
und Generals C. Schurz, gab geſtern Abend der nordamerikaniſche 
General⸗Conſul Mourphy im „Engliſchen Hof“ ein Diner. 

— 


München, 15. Februar. [Zollparlamentswahlen. en 
Frhr. Carl Aretin (ultram). aſſerburg: Bachmayr (lib.). Weilheim: 
Eichthal (conf.), Traunſtein: Thüngen (conf.). Landshut: Sehe, v. Ow 
(conſ.). Pfarrkirchen; Bucher (ultram.). Deggendorf: Frhr. Carl Aretin 


ultram.). Landau: Jordan (lib). Germersheim: Soyer (lib). Homburg: 
Benzins (lib.). Regensburg: Diepolder (conſ.). Neumarkt: Jörg (ultram.). 
Neunburg: v. Schrenk (conſ). Forchheim: Fürſt Hohenlohe (lib.). Bamberg: 
Schneider (conf.). Rothenburg: Crämer⸗Doos (lib.). Kitzingen: Lenk (lib.). 
Lohr: Thüngen (conſ). Neuſtadt a. d. Saale: Luxburg (conſ.). Augsburg: 
Farl Barth (lib). Dillingen: Arco⸗Valley (ultram.). Immenſtadt: Völk 
(lib.). Vier Doppelwahlen haben ſtattgefunden. In 3 Bezirken müſſen en⸗ 
gere Wahlen vorgenommen werden. 

Das Gejammtrefultat der Zollparlamentswahlen in Bayern ſtellt ſich 
mithin, drei engere Wa Len abgerechnet, folgendermaßen; 28 conſervative 
und ultramontane und 17 liberale Wahlen. 

München, 15. Febr. [Die Burg in Nürnberg.] Von com: 
petenter Seite wird erklärt, daß weder eine Abtretung der Burg in 
Nürnberg ſtattgefunden habe, noch überhaupt ein Vertrag über dieſelbe 
abgeſchloſſen ſei. 

Karlsruhe, 15. Febr. [Thronrede.] Die Seſſion des Land: 
tages wurde heute durch den Großherzog in Perſon geſchloſſen. In 
der Thronrede heißt es: a 

„„Ich danke Ihnen für die patriotiſche Einſicht und die muthige Opfer⸗ 
willigkeit, mit welcher Sie durch die Genehmigung der Millitärgeſetze die 
Wehrkraft des Landes im nationalen Sinne erhöhten, und durch die Be: 
willigung reichlicherer Mittel die Beſtreitung des größeren Aufwandes er⸗ 
möglichten, ohne dabei den wohlbegründeten Credit des Landes zu erſchüt⸗ 
tern. Ich weiß, daß mein Volk dieſe Opfer in richtiger Würdigung der 
großen Aufgabe, für welche ſie gebracht werden, willig tragen wird. Es 
wird ſich des Bewußtſeins freuen, in redlicher Erfüllung des durch Sie gut⸗ 
geheißenen Allianzvertrages den Gliedern des norddeutſchen Bundes eben⸗ 
bürtig zur Seite treten zu können. Es wird erkennen, daß in dieſen Opfern 
die Bürgſchaft liegt für die Erreichung des nationalen Zieles in friedlicher 
Entwickelung. Die Ausdehnung und Neubildung des Zollvereins auf par⸗ 
lamentariſcher Ne worin Sie mit meiner Regierung die Erfüllung 
eines längſt gehe ten Wunſches erblickt haben, ift ein erfreulicher Anfang 
der Einigung ? eulſchlands auf dem Gebiete der materiellen Intereſſen. Die 
etzt in's Leben getretene Verfaſſung des Vereins ermöglicht ein regelmäßiges 
Fortſchreiten feiner Geſetzgebung, und die Vereinigung der Vertreter aller 
einer Glieder, zunächſt zur 8 Pflege beſtimmter wirthſchaftlicher 
Intereſſen, iſt eine bedeutungsvolle Stufe in der Geſammtentwickelung 
Deutſchlands. In ernſter Arbeit ſtreben wir nach einem großen Ziele: Ein 
im Innern freies und kräftiges Staatsweſen, ergänzt und getragen durch 
die innige, nationale Verbindung mit den übrigen deutſchen Staaten. Durch 
entſchloſſene That find wir dieſem Ziele näher gerückt; durch feſte Beharr⸗ 
lichkeit werden wir es erreichen.“ i . 

Stuttgart, 15. Februar. [In der heutigen Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes! fand die zweite Berathung des Kriegsdienſt⸗ 
geſetzes ſtatt. Die Befreiung der Standesherren vom Militärdienſte 
wurde angenommen. Die Beſtimmung über die längere zwangsweiſe 
Dienſtzeit der Unterofftziere und über die Controlverſammlungen der 
Landwehr wurde abgelehnt. Der in der erſten Berathung angenom⸗ 
mene Artikel zu Gunſten der Jugendwehren wurde mit 48 gegen 38 
Stimmen geſtrichen. b 

Stuttgart, 16. Februar. [Die Abgeordnetenkammer! 
hat in ihrer heutigen Abendſitzung das Kriegsdienſtgeſetz mit den von 
der Kammer der Standesherren beliebten Abänderungen in zweiter 
Endabſtimmung mit 48 gegen 36 Stimmen angenommen. 


O eſterreich. 

Wien, 15. Februar. [Die Creditanſtalt] macht bekannt, 
daß die zwölfte ordentliche Generalverfammlung am 31. März ſtatt⸗ 
finden wird. Unter den Gegenſtänden der Berathung befinden ſich 
auch Mittheilungen des Verwaltungsrathes betreffs der ſtattgehabten 
Verhandlungen über die Frage eines weiteren Rückkaufs der Geſell⸗ 
ſchafts-Actien und eventuell ein Antrag auf diesbezügliche Abänderung 
der Geſellſchaftsſtatuten. 5 

*B* Von der polniſchen Grenze, 11. Febr. [Zur orien⸗ 
taliſchen Frage. — Die ruſſiſchen Agenten in der Türkei. 
— Sigmund Wielopolski.] Während die officiöſen ruſſiſchen 
Journale ſeit einiger Zeit über den Stand der orientaliſchen Frage ein 
bezeichnendes Schweigen beobachten, entwerfen die Organe der altruſſi⸗ 
ſchen Partei — darunter zumal Katkoffs „Moskowskija Wiedomoſti“ 
— einen förmlichen Operationsplan, „deſſen Durchführung früher oder 
ſpäter die Befreiung der orientaliſchen Chriſten vom türkiſchen Joche 
zur Folge haben müſſe. „Vor Allem“ — fahren die „M. Wiedomoſti“ 
fort — „dürfen die Slaven des Orients in keine vereinzelte revo⸗ 
lutionäre Unternehmung fi einlaſſen, ſondern fie müſſen ſtets im Con⸗ 
certe mit der Weltlage — und den freundſchaftlichen Rathſchlägen 
ihrer natürlichſten und beſten Verbündeten — der Ruſſen handeln. 
Wenn die türkiſchen Slaven dieſen Fingerzeig befolgen, ſo iſt ihre Er⸗ 
löſung und Befreiung in nicht allzuferner Zeit mit Beſtimmtheit zu 
erwarten.“ Während nun die ruſſiſche Preſſe dieſe und ähnliche Wei⸗ 
ſungen den unter türkiſcher Herrſchaft ſtehenden Südſlaven ertheilt, läßt 
die Regierung in Petersburg bereits das Terrain durch militäriſche 
Agenten ſondiren, wo aller Wahrſcheinlichkeit nach „früher oder ſpäter“ 
zwiſchen Ruſſen und Türken die „Befreiung der orientaliſchen Chriſten“ 
ausgefochten werden ſoll. Schon vor etwa drei Wochen hat ein ga⸗ 
liziſch⸗polniſches Blatt mehrere Einzelnheiten über die Thätigkeit jener 
ruſſiſchen Agenten gebracht, welche im Auftrage des Petersburger Ca⸗ 
binets die europäiſch⸗türkiſchen Provinzen bereiſen, und da jene Anga⸗ 


ben auch die Namen und den Aufenthalt der Sendlinge enthielten, ſo 


iſt an der Richtigkeit jener Notizen wohl kaum zu zweifeln. Sie ſtam⸗ 
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Ausſchuſſes in Konſtantinopel, deſſen Mitglied Langiewicz, der feit ein! 
ger Zeit mit Galizien im lebhaften Verkehre ſteht. — Ueber die jüngſt 
erfolgte Berufung des Marquis Sigmund Wielopolski nach Petersburg 
gehen hier die verſchiedenartigſten, ſonderbarſten Gerüchte. Es h 0 
unter Anderem, daß in Petersburg unter dem Vorſitze des Kaiſers eine 
Conferenz zuſammengetreten ſei, welche vornämlich mit der Pacifſcation 
und politiſchen Organiſation Polens ſich beſchäftige, damit Rußland — 
falls ein kriegeriſcher Conflict im Orient einträte — von Polen her 
wenigſtens einigermaßen geſichert wäre. Sigmund Wielopolski plaivirt 
für den Anſchluß ſämmtlicher ehemaligen polniſchen Landestheile — alſo 
auch Galizien's und Poſen's an Rußland, vorausgeſetzt, daß dieſem 
ruſſiſchen Königreich Polen die Natlonalität gewahrt bleibe. Im Hin⸗ 
blick auf dieſe Parteiſtellung Wielopolski's ſcheint feine Berufung nach 
Petersburg allerdings bezeichnend. € 


Telegraphiſche Depeſchen 

aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. * 
Florenz, 16. Febr. Der nordamerikaniſche Admiral Farragut 
iſt hier auf das herzlichſte aufgenommen worden. Derſelbe wird ſich 
am nächſten Montage von hier nach Venedig begeben. Es iſt davon 
die Rede, daß der Admiral mit der Regierung wegen Errichtung einer 
amerikaniſchen Flotten Station in einem italieniſchen Mittelmeerhafen 
unterhandele. a 1 
Florenz, 15. Febr. Der „Correſpondance Italienne“ zufolge hat 
ſich der Staatsrath in Plenarſitzung für die Zahlung der auf die an⸗ 
nectirten früher päpſtlichen Provinzen fallenden Schuldquote ausgeſprochen. 
— „Corriere italiano“ erfährt, die Mitglieder der Majorität haben 
beſchloſſen, die Rentenſteuer nicht zu beantragen, und zwar mit Rück⸗ 
ſicht auf die von dem Finanzminiſter abgegebene Erklärung, daß die 
Regierung dieſen Antrag unter allen Umſtänden bekämpfen werde. ; 
Florenz, 15. Februar. Deputirtenkammer. Fortſehung der Discuſſion 
des Budgets des Finanzminiſteriums. Nachdem 4 weitere Capitel genehmigt 
worden, wurde die Sitzung auf morgen vertagt. 13 
Florenz, 16. Febr. Deputirtenkammer. Der Präſident erſtattete 

über die Reiſe der Deputation, welche beauftragt war, die Herzogin 
von Genua und den Kronprinzen Humbert zu beglückwünſchen, Berichte 
Der Kronprinz antwortete der Deputation auf deren Glückwünſche: 
„Er habe, indem er ſeine Couſine zur Gattin gewählt, nicht nur ihren 
perſönlichen Eigenſchaften Rechnung getragen, ſondern auch Zeugniß der 
Bewunderung ablegen wollen für feinen Oheim, welcher einer der wach⸗ 
ſamſten Vorkämpfer der italſeniſchen Unabhängigkeit geweſen ſei.“ Nach 
dieſer Mittheilung wurde die Discuſſion über das Ausgabebudget des 
Finanzminiſteriums fortgeſetzt. Y 

Nom, 14. Febr. Bei dem Empfang des preußiſchen Geſandten, 
Baron v. Arnim, welcher ſein Beglaubigungsſchreiben als Vertreter 
des norddeutſchen Bundes überreichte, erwiederte der heilige Vater auf 
die Anſprache des Geſandten, er danke dem König Wilheim für die 
Worte, die er in Betreff der Unabhängigkeit des Papſtthums ſowie über 
den Schutz feiner katholiſchen Untertbanen geſprochen habe. Baron 
Arnim gab die Verſicherung ab, daß König Wilhelm gern bereit ſei, 
einen Beweis feiner verſöhnlichen Geſinnung zu geben, indem er ſich 
mit der Errichtung einer Nuntiatur in Berlin einverſtanden erkläre. — 
Graf Kreptowich, welcher augenblicklich hier verweilt, fol zum ruſſi⸗ 
ſchen Geſandten beim heiligen Stuhl deſignirt fein. Der P pſt wer: 
langt jedoch vorher, daß die Verfolgung der katholiſchen Kirche in 
Rußland eingeſtellt und ein päpſtlicher Nuntius in Petersburg ohne jede 
Beſchränkung zugelaſſen werde. N 
Paris, 15. Febr. Dem geſetzgebenden Körper ift ein Geſetzentwurf vor⸗ 
gelegt worden, betreffend die definitive Aufhebung des Steuerzuſchlages von 
0 Gentimes auf Getreide und Mehl, welches durch fremde Schiffe einge 
— 5 wird. Durch Decret vom 13. November v. J. war der Steuatzuſchlag 15 

ereits proviſoriſch aufgehoben. 7 

Bukareſt, 14, Febr. Von unterrichteter Seite wird verſichert, wie ange 
ſtellte Recherchen und Ermittelungen mehr und mehr die Meinung beſeſte⸗ 
gen, daß die lebhaften Agitationen in Rumänien wie in den andern Donate 
ländern nicht durch ruſſiſche Agenten hervorgerufen werden, daß ſie vielmehr 
auf die panſlaviſtiſchen Beſtrebungen zurückzuführen find, die hier ſtarken 
Anhang und Vertreter gefunden haben, unter welchen viele energisch gegen 
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ruſſiſche Regierungsmaximen Partei ergreifen, 
ſſabon, 15. Febr. Aus Buenos⸗Ayres ſind folgende vom 11. Januar 
datirte Nachrichten eingegangen: Cardiff⸗Steinkohlen 13 Silberdollar. Ham: 
burger Bulkartikel unverändert, Manufactur⸗ und Aurzivaaren geſchäftslos. 
Das Geſchäft im Allgemeinen iſt in Folge der in Santaf“ ausgebrochenen 
Revolution vollſtändig unbelebt. \ 
Paris, 15. Februar. „Patrie“ dementirt auf das Beſtimmteſte alle G& 
rüchte über Veränderungen im Miniſterium oder über beabſichtigte Modifica⸗ 
tionen der Verfaſſung. Daſſelbe Blatt beſpricht die geſtrige Erklarung des 
Miniſters Bratiano in der Bukareſter Kammer, und wirft der rumäniſchen 
Regierung die Abſicht vor, ſich von Frankreich gänzlip iſoliren zu wollen. 
„Patrie“ fügt hinzu, die rumäniſche Regierung dürfe ſich nicht in Negae ° 
tionen ergehen, welche auf Zweideutigkeit beruhen. Rumänien würde ſeine 75 
en und die Pflicht der Dankbarkeit gegen Frankreich verkennen, wenn 
es auch nur indirect die panſlaviſtiſchen Umtriebe begünſtigte und die Poli⸗ 
tik 5 a und der Erhaltung bekämpfte, welche Frankreich im Orient 
verfolgt. 
„France“ theilt mit, daß der preußiſche Botſchafter Graf v. d. Goltz 
geſtern dem Kaiſer einen Beſuch gemacht hat. Der Zweck des Beſuches 
war die Auswechſelung der Unterſchriften des preußiſch⸗franzöſiſch⸗meck! 
lenburgiſchen Zollvertrages, welcher heute ratificirt worden iſt. „France“ 
dementirt die telegraphiſche Nachricht von einer bevorſtehenden Reife Al! 
Paſchas nach Paris. f f | 
„Etendard“ ſchreibt: Braſilianiſche Nachrichten ſprechen von einem Bom⸗ A 
bardement Tugucus durch die Paraguiten. En 
Paris, 16. Febr. Der heutige „Abend⸗Moniteur“ ſchreibt: Nach 
einem Wiener Telegramm behauptet die dortige Preſſe einſtimmig, Graf 
Platen habe die hannoverſche Legion nicht obme ausdrückliche Autor 
tion und ſogar in Folge einer Einladung aus Paris die ſchweizeriſch ? 
franzöſiſche Grenze überſchreiten laſſen. Dieſe Behauptung ift unrichtig. 
Weder eine Autoriſation noch eine Einladung iſt von Paris ausgegangen, 
um die hannoverſche Emigration aus der Schweiz nach dem Elſaß zu 
dirigiren. Dieſelbe iſt aus freien Stücken und ohne vorherige Benach⸗ 
richtigung in unſer Gebiet eingedrungen. Sobald die Regierung von 
diefer Thatſache Kenntniß erhalten, hat fie die nöthigen Maßregeln ger 
troffen, um die Offiziere und Soldaten in großer Entfernung von une 
ſerer öſtlichen Grenze zu interniren. Le 
„Conſtitutionnel“ hält die Behauptung aufrecht, daß die Mächte gut 
unterrichtet waren, als fie in Belgrad und Bukareſt Vorſtellungen er⸗ 
hoben und fügt hinzu: Jene Warnungen waren unerläßlich, wenn man 
es vermeiden wollte, daß ſich an den Ufern der Donau und San das⸗ 
ſelbe Spiel wiederhole, welches andere vergangenen Herbſt an der päpſt⸗ 
lichen Grenze verſucht haben. | on 
Einer Mittheilung „Etendard's“ zufolge wird General Jgnatieff 
nach Konſtantinopel zurückkehren, ſobald deſſen Gemahlin, die an den 
Maſern erkrankt iſt, wieder hergeſtellt ſein wird. A 
Paris, 16. Febr. Der „Moniteur“ ſchreibt: Geſtern haben Mar⸗ 
quis Mouſtier und der mecklenburgiſche Geſandte Bornemann die Proto- 
kolle ausgewechſelt, durch welche Artikel 18 des franzöſiſch⸗mecklenbur⸗ 
giſchen Handelsvertrages aufgehoben wird. Frankreich hat als Entſchä⸗ 59 
digung vom Zolloerein mehrere Tarifconceifionen erhalten, von denen 
die wichtigſte in der Ermaͤßigung des Eingangszolles anf franzöſiſche 3 
Weine auf 20 Fre. pr. 100 Kilo beſteht. Da dieſe Zollverminde⸗ 
rung auch in den gegenwärtig zwiſchen dem Zollverein und Oeſterreich 
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N 8 berathenen Vertrag aufgenommen werden muß, fo tritt die mit Mecklen[ & Neiſſe, 15. Febr. [Verbrechen.] Heute Früh nach 5 Uhr wurde] Gd., Ob ſcleſſche 183 Gd. Abe nische 1178, bez. u. Gd. ſen 148% 
ne a le Be a 
8 „ e 8 8 . 

jenes erſteren Vertrages in Kraft. ; * Kopf mit Blut bedeckt lag. Die Perſonen, 1 ſich in 1 — nächfifolgen, Posten mlt 83% vebandelt), 1860er 500 e 71 607 Nele 44, per ulti 
Paris, 16. Februar. Nach einem Telegramm der „Patrie“ aus den Wagen befanden, verſicherten nach den Wahrnehmungen, welche fie im] 431, bez., Amerikaner 76% bez. kur; Wien 86% bez., lang Wien 86 bez. 
Serbien, welches eine ziemlich merkliche Beruhigung der Gemüther con⸗ Dunklen hatten machen konnen, daß in der Gegend des Monuments am 


ſtatirt, hätte Fürſt Michael mit ein wi ie den Tendenzen | Kapellenberge hinter Hannsdorf ein Mann auf den Bretterwagen von hinten f 
in a Yctionepartei Wierland geleſet 68 1 das Resultat En aufgeſtiegen, nach einiger Zeit aber wieder herabgeſprungen ſei. Bei näherer Berliner Börse vom 15. Febr uar 1868. 


5 i d ſich, daß dem Verl i ä i 
. Bemühungen der Repräſentanten der Großmächte. 0 e e e Geldkatze fehlte welche der en Re N Tele. . Dr 
Be Brüſſel, 15. Jan. Die ungariſche Regierung hat mit dem Hauſe] Händler augenſcheinlich mit einem ſchweren Stocke betäubt, geraubt hatte. Staats-Anl. 88 Dividende pro 1865. 1866. 
Langrand⸗Dumonceau definitiv wegen der Eiſenbahn Kaſchau⸗Oderberg] Der Bretthändler war bis Mittag noch nicht zum Bewußtſein zurückgekehrt! dite 18 61 887% ba — Bottd, 7, 55 


8 2 ; illi und der Verbrecher nicht zu ermitteln. i askı 
90 abgeſchloſſen. Langrand⸗Dumonceau hat bereits 9 Millionen Francs ch 12 18661411954 de Berg-Märkische | 9 


| zur 10 n e 1 10 . m und Blas- Ing. in dito. 80840 erlin-Görlin: . 1 
. ondon, 15. Februar. Aus New⸗Nork wird vom 5. d. gemeldet:] Mainz, zum per de bes bei der Gen.⸗Inſp. des Ing.⸗Corps, v:. Wan⸗⸗ 440 1 18012 be. 8 
* IRRE zahlreichen Handelsſtädten des Nordens haben Freihandelsmeetings Cen Juz. % A N RR or 980 RER = be Berl ed ner Ti 1, 
ſtattgeſunden. Im Repräſentantenhauſe in Waſhington ift eine Bill Etat des Ing.⸗Corps, zum Plat⸗Ing. von Mainz, Peters, Major vom an An von Jess aß dieß, ba. Behn. Weh. 84e 
eingebracht, welche eine Notenemiſſion in Höhe von 140 Millionen be Stabe des Ing.⸗Corps und commandirt zur Dienſtl. bei der Gen. ⸗Inſp. des Sr Kur- u. Nea — Bra Er * 
hufs Erſetzung des eingezogenen verzinslichen und unverzinslichen Pa: Ing.⸗Corps und der Feſtungen, unter Stellung à la suite des Stabes des] 2 [Pommersche 3 16 ö. 8 2, | 2 
bpiergeldes verlangt Haupim. 56 ac 4 950 Jui . — Wenn = a eplehihen ts * dito St-Prior.) — | Ah 
Be . 3 f auptm. von der 2. Ing.⸗ und Comp.⸗Commandr. im Niederſchleſiſchen] = RD. >= dito dito — 
Aus Waſbington wird _. 14, d. pr. atlantiſches Kabel gemeldet: Nien. Bat. Nr. 5, — unter Ernennung — Mitgliede der Prüfungs⸗Com⸗ & Sehlesische 4 5 re & 1% ba Gegen 10 108, 
S Das Reconſtructionscomite hat mit 6 gegen 3 Stimmen den Antrag miſſion für Hauptl. und Pr.⸗Lts. des Ing.⸗Corps, von feiner Stellung als] s Fan u. en 997. be. Magd.-Halberst. is 
auf Erhebung einer Anklage gegen den Präſtdenten wegen deſſen Oppo⸗ Comp.⸗Commandr. entbunden. Hutier, Hauptm. 1. Kl. von der 1. Ing.- E Magd.-Leipaig Kr = 
fition gegen die Aemterverleihungs⸗Bill, verworfen und ebenſo die Bill, Jup, und d e e e Seu N Mecklenburger 3 |3 
welche für Alabama eine neue Staatöverfaffung verlangt. 5 derſ. Inſp, unter Örnennung zum Comp. Commdr. im Niederschl. Pion.⸗ S (Segen 0 , ba Niedrschle Kare l 7 
8 London, 16. Febr. „Obſerver“ hält Lord Derby's Rücktritt und] Bat. Nr. 5, zum Hauptm. 2. Kl., — befördert. v. Wittenburg. Pon Louisd’or 12%, 05 85 86%, bz eg ** 2 
die Premierſchaft Stanley's für wahrſcheinlich. Die Partei-Organe |von der 2. Ing.⸗Jnſp., unter Verſetzung zur 1. Ing.⸗Inſp., dem Garde⸗Pion. Goldk. 9. 10 6. Ines. Bin. 84% be Oberschl. Au 4, [12 
Derby's widerſprechen dieſer Nachricht und heben hervor, daß Derby’s | Bat. überwieſen. Gärtner, Trend, Port.⸗Fähnrs. vom Niederſchleſiſchen Ausländische Fonds. ra 1 155 
8 } l . ; N Pion.⸗Bat. Nr. 5, zu außeretatsm. Sec.⸗Lts. bei der 2. Ing.⸗Inſp., Wilcke, o i ‘5 60 B 5 B. 
Geeneſung im Fort ten b \ 0 „ Ju. 1 9. n cke, Oesterr. Metalliques 5 |50 B. Oest.-Fr. St--B. .| 8 — 
ge 9 8 Fortſchreiten begriffen iſt. 4 Port.⸗Fähnr. vom Niederſchleſ. Pion.⸗Bat. Nr. 5, zum außeretatsmäßigen dito  Nat-Anl. .5 67 hz Oestr.südl.St-B.| Tig | — 
Alexandria, 12. Febr. Aus Suez wird die Ankunft des 94.] Sec. -O. bei der 3. Ing. Inſp. — befördert. v. Bothmer, Oberſt und! to Lot-Aw805 8 bz. u. 6. |Oppein-Tarnow.| 314 | — 
9 1 2 d & 0 dito dito 64 — 46 ½ bz. Oderuf. St.-A. 
eengliſchen Linienregiments berichtet. 8 > 5 we 15 EN Te a = 1715 a Ber Bed sun 6. er ee ber 
Br}; j 48 i indli „ [diefes Regts., mit der Führung der 3. Inf.⸗Brig., v. Linſingen, Ob.⸗Lt.] dito senb. L. — 15 ½ be. i Abe BI 
f 3 — 5 * er weise‘ an sus, 5 Sihein. Inf.⸗Regt. Nr. 69, mit be Führung des . Magdeb⸗ u ee al Saen: — 
ammentreſſen zwichen Truppen der englischen Expedition und aboſſi⸗ Mens, Nr. 67, unter Stellung & Ia suite deff, — beauftragt. Shell: | nur zngl Anl. 18026 37 bein Nahebab , 2. 


* niſchen Freibeutern iſt noch nicht beſtätigt. (T. B. f. N.) mann, Zeug⸗Feldw. vom Art.⸗Depot in Coſel, unter Verſetzung zum Art.-] Poln-Pfaudbr. III. Em. 4 158% 
Athen, 14. Februar. Das Ministerium Bulgaris hat die Kammer aufe | Depot in Neiſſe, Böhm, Jeug⸗Feldw. vom Art. Depot in Breslau, unter] voie. 091. sm E 803. ©. 
gelöft und die Neuwahlen auf den 2. April anberaumt. Die neue Kammer] Verſetzung zum Art.⸗Depot in Königsberg, Müller, Zeug⸗Feldw. vom Art.] dito 4 300 Els 91% 6. 


wird am 7. Mai zuſammentreten. i unter Verſetzun Art.⸗D ; inlia, | Kurbess.40 Thir. Obl. — 154 B. Bank- und Industrie-Papiere. 
» — RR RE a ri Depot = Glogau, je 2. rt. Depot in Poſen, Wein 18, Baden. 35 Fl. — * 29%, etw, bz. [Berl. Kassen-V. | SU, = 


1152 


Thüringer — 
arschau-Wien, 81 


— —̃̃ —V— n daeus⸗Jeldw. vom Art, Depot in Glatz, unter Verſetzung zum Art.:Depot in] Auen 5 © sy 
Be; i ial B tum Glogau, — zu Zeug-2ts. befördert. b. Tiedewis, Mai. vom 6. Pomm. Terme ener Bank. f, | 8 
5 Lob 13 2 E Nu. Inf.⸗Regt. Nr. 49, 55 5 mit Penſ. zur Disp. geſtellt. v. Kurowski, Br a 8. N A 
0 Breslau, 17, Fehr. [Ankunft von Storchen] Heſtern Mor: | Cberſt air Am vetragen der Unif dieses Negts. unte. Jegts. Ar. 54, die] d 1 05 gebr.. Gere Bank . 70 2, 
5 75 8%, Uhr flogen 7 Störche in der Richtung von der Korn⸗Ccke nach der Crlaubniß zum Tragen der Unif dieſes Regts. ertheilt. dito Ill. v. St. 30. C. 3j 71g be. * 5 
Hi Eliſabetkirche über den Ring. Meteorologiſche Beobachtungen. een den . 11 3 5 a 
11 f C fi —— —— — — — — —— E—— — 7 r * * . 819], 1 
3 9 Breslau, 10. Februar. [Generalverſammlung des ſchleſiſchen 40 Grd. 7 8 „dito 4 [83% bz. 10% 7718 
, Eentral-Vereins für Gärtner und Gartenfreunde vom 5. Fe⸗ 3 e were dito ma, 182% ba. 4 34% 
* are 8 Be Hr ker — * „Ueber — 5 N tur der Luft nach Reaumur. rometer. | ratur. | Etä - en W * 7 1 
Gärtnereien. urch eine dreijährige Praxis in Erfurt von den Verhält⸗ — —— dito V. 4, |- — — reuss. Bank-A. 1010, 131 
niſſen unterrichtet, rühmt der Vortragende beſonders den unermüdlichen] Breslau, 15. 1 EN +26 | W. J. Trübe. e ü 4 A 
"Fleiß und die unendliche Sorgfalt feiner daſigen Collegen in der Anzucht 16. Februar 6 U. 5 Be +18 | W. 4. Bedeckt, Regen. dito IV. Em. 4% 86% 6, Weimar 61% 4 
bon Pflanzen und Gemüſen und ſtellt fie hierin als Muſter hin. Vor Allem 2 U. FR 8 2,74 +14 W. 3. rübe. Gal. Ludwigsb. % 182%4B.n.78%b, 
erwähnt er nächſt der Blumenkohlzucht den künstlichen Anbau der be⸗ 10 U. 1 —5 335,06 18 [ W. 4 peu, ee 0 8 42 
* 1 0 F wei Ku nur = 4 Pflanze ee 17. Februar 6 U. Digi 336,19 |+0,7 [ W. 1. | Trübe, Reif. n 6 60 
it, in Gräben von nge und 8“ Breite. Dieſe Gräben werden je na 17. Febr. [Waſſerſtand.] O. P. 16 F. 10 3. U.⸗P. 4 F. 9 3. dito IV. 4½—— — 1 
175 Malen mit Quellwaſſer gefüllt und ſo zubereitet der Samen im Sommer . dal D ö r 7% 8 
2 8 755 an. Nach Verlauf von ſechs Wochen erſcheinen dann auf dem - 8 m 7 5 31% 77% . 7 40. 
Waſſerſpiegel kleine Blättchen, die ſich bis kurz vor Weihnachten zur Kreſſe Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. dito CA 8 ba. 8 — 
piollſtändig ausbilden. Dieſe Brunnenkreſſe wird nun zum Verbrauch ver⸗ Wolf's Telegr. Bureau.) — 29 a NER 
MT Rn und bildet einen Haupterwerbszweig der Gemuſezüchter. — Dieſem Paris, 15. Febr., Nachm. 3 Uhr. Träge. Conſols von Mittags 1 Uhr waren! ate F. 185 G. u — 
79 * weiter Vortrag des Vorſ. Kunſt⸗ und Handelsgärtner Schönthier: 93 gemeldet. Schluß ⸗Courſe: Zproc. Rente 68, 92½—68, 75 bis 68, dito 6. 460 bz. 7 71. 
„Ueber Bepflanzung der Eiſenbahnſtrecken mit Zwergobſtbäu⸗ 85. Fial öproc. Rente 43, 80. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 547, n en 
men und Fruchtſträuche rn“ und iſt derſelbe wohl geeignet, das allge⸗ 50. Eredit⸗Mobil.⸗Actien 212,50. Lombard. Eiſenbahn⸗Actien 363, 75, be. — 4 a e. 6. 1. .— 66 
meinſte Per 9. zu erregen. Herr Schönthier empfiehlt deshalb die beiden] Oeſterreich. Anleihe von 1865 pr. cpt. 348, 75. 6proc. Ver. St.⸗Anleihe pr.] Ruein-"ane-R gar. 4129314 bz. u. G.|Fhr.v.Eisenbak. | 514 10 0 
Seiten der Bahnſtrecken und Durchſtiche mit Obſtbäumen zu bepflan: | 1882 (ungeſt.) 81%. 5 e 
„weil erſtere in keiner Weiſe einen Ertrag gewähren und zwar mit London, 15. Februar, Nachmitt. 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols] Amsterdam 260 Fl. 47144 bz. ngeburg 100 FL... .]2M. 5 
8 Iwergobſtbäumen und Fruchtſträuchern, da hochſtämmige Bäume 9374. Iproc. Spanier 36%. Italien. 5proc. Rente 43 /. Lombarden 14%. ER 7 * at = Leipzig 100 Thür... . % T. 6. 
an den Böihungen und Dämmen zu ſehr durch Stürme in der Jugendzeit Mexicaner 16. 5proc. Ruſſen 87%. Neue Ruſſen 86%. Silber 00 % Wage "ao 12 all ber FERN A ©, 
02 5 feien, wodurch ſich ſpäter der Obſtertrag vermindern, wie auch die⸗ Türk. Anleihe von 1865 32'%,. proc. Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 London 1 Ltr.. 3 M. 6. 24% bz. Petersburg 100 8. R. . 30, 03% be, 
— fe en den Telegraphendrähten in den Weg kommen würden und könnten, 716. —Aus der Bank gingen 212,000 Pfd. Sterl. nach Paris. — — a The 2.01 da be dito dito 3 M. 92% br. 
vom Unwetter auf den Bahnkörper geworfen, bei herannahenden Zügen jo: London, 15. Febr. Rio⸗Kaffee⸗Ladungen „ sb. höher. N 2 1 0 5. . 
‚gar Urſache von Unglücksfällen werden. — Dies Alles iſt beim Zwerg⸗ Florenz, 0 ebruar, Nachmittags. Italieniſche Rente 50, 65. Napo⸗ ba 5 


Berlin, 15. Febr. Weizen loco 90—108 Thlr. pro 2100 Pfd. nach 
Qualität bez. — Roggen loco 77—80pfd. 79—80 Thlr. pro 2000 Pfd. 
bez. — Rüböl loco 10% Thlr. bez. — Spiritus loco 1 5 
1955 1 ber, u Bont 55 an J Ja 995 April⸗ ii 
20% r. bez., ai⸗Juni 20% r. bez., Juni⸗Juli — 25 
bes, Jul. Aug, 20,—21 Thlr. bez. und Br. ir Ku 2 


* Breslau, 17, Februar. Die Getreidezufuhren waren am heutigen 
Markte ziemlich reichlich, pP daß die ſchwache Frage hinlängliche uswahl 
fan, da 2 N Kauft ft. pr. J Pfand ice 

eizen bei ruhiger Kaufluſt, pr. nd iſche i 08— 
120 Sgr., gelber 106118 Sgr., feinſte Sorte Sen cer gane beiabd 
— . ſchwach behauptet, pr. 84 Pfund 91 bis 95 Sgr., bing 
Sorte 96 Sgr. bezahlt. — Gerte preishaltend, pr. 74 Pfd. 12 
bis 61 Sgr., helle 62—64 Sgr., weiße 65—67 Sgr., feinſte Sorte über 
Notiz bezahlt. Hafer, beachtet, pr. 50 Pfund 40—44 Sgr., feinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. — Erbſen mehr angeboten. — Wicken gefragt, 
pr. 90 Pfund. 63.68 Sgr. — Oelſaaten in feſter Haltung. — Lu pi“ 
nen ſchwach beachtet, pr. Pfd. gelbe 422—46 Sgr., blaue 44 Sgr. 
Bohnen gute Kaufluſt, pr. 90 Pfd. 90—96 Sgr. — Schlaglein ge 


leonsd'or 22, 93. a 

Frankfurt a. M., 16. Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
F Wiener Wechſel 101. Oeſterr. National⸗Anleihe 
5%. 6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 75%. Heſſiſche Ludwigsbahn 
—. Baieriſche Prämien⸗Anleihe — 1854er Looſe 62½. 1860er Looſe 
71%. 1864er Looſe 82%. — Sehr feſt. Creditactien und Staatsbahn 


objtbaum nicht zu befürchten, und der Ertrag, wenn auch go Stamm nicht 
ein jo 97 50 wird doch, durch dichtere Bepflanzung, in ſelber Höhe erzielt; 
er bringt ſchönere und regelmäßigere Früchte, da ſchädliche Witterungsver⸗ 
haltniſſe nicht fo einwirken können. Auch iſt das Beſchneiden und vor⸗ 
züglich das Raupen, welches nie verabſäumt werden darf, bei einem Zwerg⸗ 
ae weit leichter. Speciell eingehend zu den Koſten der Anlage und Be⸗7 186 e 
rechnung des Ertrages pro 100 Ruthen und Stück kommt der Vortragende | jehr animirt und fteigend. . 
dem erfreulichen Reſultat, daß, nach Abzug aller Koſten: für Ankauf der Frankfurt a. M., 15. Febr., Abends. ien cietät.] Ame⸗ 
Bäume, Pfähle, Zinſen für die erſten drei Jahre, für Beaufſichtigung, Bes |rifaner pr. ult. 75 ,. Ereditactien 189%. Steuerfreie Anleihe 50%. 
arbeitung und etwaige Ergänzung der Bäume ꝛc., der durchſchnittliche Ertrag] 1860er Looſe 71. 1864er 75 —. Oeſterr. 5% Anleihe von 1859 —. 
pon 20 Jahren ſich auf 25 Thlr. per Anno belaufen, ja ſogar die Amorti⸗] Staatsbahn 259%. Feſt, aber ſtill. } { 
fſation des Anlage⸗Capitals herbeiführen würde, und ließe es ſich bei dieſer Wien, 15. Febr. [Abend⸗Börſ 10 Credit⸗Actien 190, 10. Staats⸗ 
niedrigen Veranſchlagung des Ertrages erſehen, welche Nevenüen einer Ver⸗ bahn 257, 20. 1860er Looſe 82, 50. 1864er Looſe 80, 50. Nordbahn 174, 
waltung, die bei richtiger Auswahl der . in Beziehung zum] 50. Galizier 203, 75. Lombarden 168, 80. Napoleonsd'or 9, 42% —. 
Boden, 1020,00 Abſlbaume pflanzte, hierbei erwachſen könnten, ohne der] Hauſſe in Creditactien. 5 . 5 
Erſparniß von vielen Tauſend Thalern zu gedenken, welche für Hecken⸗ Wien, 16. Febr., Abends. [Priv atverkehr.] Sehr animirt. Credit⸗ 
5 Bat zum Schutz gegen Schneeſturm bisher verausgabt worden ſind.] Actien 193, 50. Rordbahn 176, Staatsbahn 260. Lombarden 169, 75. 
Auch könnten bei hohen Böſchungen oft 3—5 Reihen Bäume gepflanzt wer⸗Galizier 206. Napoleond'or 9, 40%. . 
den, ben n deren wech ich ſelbſt das ige nicht 2 are, beſſer 1 - Sehr. 5 5 1 5 18 ni andre 
ebeihen und dadurch nicht nur fürs Auge einen erquickenden Anblick, jon | amburg, 15. Februar, Nachmittags 30 Min. [Schluß⸗Courſe.] fragt. apskuchen beachtet 64 — 67 ; 81 
g dern auch entſprechenden Nutzen gewähren würde. Anſtatt der Heckenſträucher Hamburger ante, rämien⸗Anleihe 84%. National- Alb 56%. Oeſterr. (kur) 78.85 Se. m en Gar. r. Lentner, Nals 
werden zur Verbindung der Lücken zwiſchen den Obſtbäumen n nis⸗,] Eredit⸗Actien 80%. Oeſterreichiſche 1860er Looſe 70%, Staatsbahn 5447. Sgr. pr. Schffl. Sgr. pr. Sata 150 Pfd. Brutto 


Stachel⸗ und Him beerſträucher vorgeſchlagen, welche beinahe einen noch Lombarden 358. Italien. Rente 43%. Vereinsbank 111. Norddeutſche je k — — 5 — 
hoheren (weil regelmäßigeren) Bu ueioäbren, als die Obſtbäume. — Zur] Bank 119. Rheiniſche Bahn 116%. Nordbahn 94%. Altona-Kiel 122%. Finn: | Weißer Weizen 10 — 18123 Schlag⸗Leinſaat.. . 180200210 
Verhütung von Baumfrevel wäre die Bewachung der Anpflanzungen eine ländiſche Anleihe —. 1864er Ruſſiſche Prämien⸗Anleihe 97%, 1866er Ruſſ. Gelber Weizen 108115120 Winter⸗Raps 172—182—194 

viel leichtere und minder koſt pieligere, als die auf Chauſſeen und Privat: | Prämien-Anleibe 97. proc. Verein, St.⸗Anleihe pr. 1882 69. Disconto Roggen 90— 94— 96 Winter⸗Rübſen 160—170— 180 | 

wegen, da hierzu die cel ten Bahnwärter verpflichtet werden und in den 1 pCt. — Eiſenbahnactien ſehr lebhaft und feſt. Gerſte nme eereen- 60— 64— 68 Sommer-Rübfen: . . . 145—158— 165 | 
— 09 Stunden das Lockern, Begießen, Raupen x. vornehmen könnten. Hamburg, 15. Februar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.]J Hafer 40— 42— 44 Leindotter 145—150—162 
chließlich müßte ſelbſtverſtändlich auf einer Bahnſtrecke von 15—20 Meilen] Für Weizen loco anhaltende Kauflust, in Termingetreide beſchränktes Ge⸗ Erbſen . 4 74— 78— 84 


häft. Weizen per Februar 5400 Pfd. netto 180 Bancothaler Br., 179 Gld., 
per Febr.⸗März 180 Br., 179 Gld., per Frühjahr 179 Br. u. Gld. Roggen 
per Februar 5000 Pfd. Brutto 141 Br, 140 Gld., per Februar⸗März 
140 Br., 139 Gld., per Frühjahr 138/½ Br. 188 Old. Hafer feſt. 
Rüböl Ich eſt, loco 22%, per Mai 23%, per October 23%. Spiritus 
ſehr geſchäftslos, zu 28 angeboten. Kaffee ruhig. Zink matt. 

Liverpool, 15. Februar, Mittags. Baumwolle: 15,000 Ballen Umſatz. 
Guter Markt. New : Orleans 8%. Georgia 8%. Fair Dhollerah 7%. 
Middling fair Dhollerah 7%. Good middling Dhollerah 7%. Bengal 6½. 
Good fair Bengal 7. Fine Bengal — New fair Domra 7%. Good 
fair Oomra 8. Pernam 9. Egyptian — Smyrna 7%. Orleans 
ſchwimmend 8%. Savannah ſchwimmend —. Schwimmende Mobile —. 
1 n Baumwolle ſchloß mit einem Umſatz von 18,600 Ballen, 

er als geſtern. . 

ewyork, 15. Februar, Abends. [Pr. atlantiſches Kabel.] Wechſel auf 
London in Gold 109%. Goldagio 41. Vonds von 1882 111%, Bonds 
vor. 1885 109%. Bonds von 1904 105. Illinois 38%, Eriebahn 77%. 
Baumwolle 21%. Petroleum 24. Mehl 10, 65. 

Newyork, 15. Febr., Abends. (Ber atlant. Kabel.) [Wöchentlicher 
Baumwoll⸗Bericht.] (Von Neill Brothers.) uhren in allen Verſchif⸗ Bart 732] 
fungsbäfen in letzer Woche 92,000 B. Geſammtzufuhren feit 1. Sept v. J. die Herten Mitglieder und deren Gäſte, welche Theil I llen, 
Epo ſelt Anse Septen der p. d. 86,000 B. Gro nac Fanden in beltcden zeit Bald, ipätefteng bis Dienstag den 18 b , ede 


Export ſeit Anfang September v. J. 596,000 B. Export nach Frankreich in] be ö : 5 
letzter Woche 7000 B. "ron Pi Anfang Sept. v. J. 140,000 B. Erport die 10 n 8 Herrn Kaufmann Strempel, Eibe 


nach anderen Häfen des Contingents in letzter Woche 4000 B. Expert ſeit 4 
Die erſte Sendu 


85 Sept. v. J. 145,000 B. Geſammtexport in letzter Woche 58,000 B. n 
Schlesischer Ober -Salzbrunnen, 


Geſammtexport ſeit Anfang Sept. v. J. 881,000 B. Vorrath in ſämmtl. 
1868er Füllung, 


Verſchiffungshäfen 370,000 B. 
Havanna, 14. Febr. (Per atlant. Kabel. Zucker und Wechſel auf London 
trifft heute ein, ebenſo erwarte ich im Laufe dieſer Woche: Bine F 
Sauerbrumnen, Emser Kränches, Neiterser, Vier n 


unverändert. 
6 85175 15. Februar, Nachm. Rüb öl pr. Febr. 92, 25, pr. Mai⸗Auguſt 
0 und Viehy - Pastitlen. 11262] 70 
BE. Fengler, Reuſcheſtr. 1, 3 Mob 


Kleeſaat, rothe bei ruhiger Frage 11Y—134—15 Thlr. pr. Ct, 
hochfeine ürer Notiz, weiße in 3 Waare wenig — — I 204 
Thlr. pr. Ctr., hochfeine über Notiz. 
Thymothee wenig beachtet, 7—8 1 —9½ Thlr. pr. Ctr. 5 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Pfd. 3 2 Sgr., Metze 1/—2 Sgr. 
* — oo — 


Montag, den 17. Feb „ Excell bens. 
ontag, den 17. Febr. m Vorzimmer Seiner enz.“ 
bild in 1 Art von N. Hahn. ierauf: „Der Präfident.” Ori 5 


ein Bahn⸗Obergärtner mit entſprechenden Gehilfen angeſtellt werden, welch 
erſterer die Arbeiten zu inſpiciren. 0 We der Pflanzungen, ſowie Ver⸗ 
tung des Obſtes zu veranlaſſen hätte. — Nachdem die Verſammlung 
ür die beiden intereſſanten Vorträge, welche gelegentlich fortgeſetzt werden 
ollen, den Dank ausgeſprochen, wurde die Tagesordnung durch Aus⸗ 
chließung von 23 Mitgliedern, welche im Rückſtande mit ihren Beiträgen 
nnd ſich weigern, dieſelben zu berichtigen, nach dem Statut erledigt und die 
Sitzung gegen 11 Uhr geſchloſſen. 


Breslau, 15. Febr. Wie bereits gemeldet, haben ſich mehrere 
Herren ra zum Beſten des Vincenz: Vereins in der Zeit von 
der Faſchings⸗ bis dur Charwoche popular⸗wiſſenſchaftliche Vorträge zu halten. 
Die Vorträge, welche zugleich auf die Damenwelt Rückſicht nehmen werden, 
. bis jetzt von den Herren Profeſſoren Probſt und Gitzler, en Dr, 
| ick, Religionslehrer Dr, Weber, Subregens Dr. Speil, Conſiſtorialrath 
Schuppe, Apotheker Dr. Hulwa übernommen und werden zwei mäßiger 
Lange an jedem dazu beſtimmten Abend gehalten werden. an erwartet 
eine nicht unbeträchtliche ge für die hieſigen Armen von den Bemühungen 
an vergeſſe übrigens nicht, daß der Vincenz⸗ 

ionelle Rückſichten vertheilt 


in 1 Akt von W. Kläger. (Walter, Hr. F. Deſſoir, vom gro ‚Ho 
Theater in Weimar.) Dann: „Sie hat ihr Herz entdeckt.“ vn pie 1 | 
a bon Et 2 Bon EBENE: um Schluß: 7 — 
ebe zur Kunſt.“ wank mit Geſang in v . v. er. 
Muſik m A. Conradi. (Kulicke, Hr. §. Def ſoir.) WW 


Kaufmänniſcher Verein. 
Achtzehntes Stiftungs⸗Feſt. 


Mittwoch, den 19. Februar, Abends 7 Uhr, im großen Saale der 


pr. September⸗December 93, 00. Mehl pr. Februar 93, 00, pr. 
März⸗April 92, 00. Spiritus pr. Februar 70, 00, — 


Berlin, 16. Februar. [Courſe aus dem 1 Privatver⸗ 


* „ 


ee eee eee ea 


Wen 


5 die Denn ][kehr.] Die Stimmung im heutigen tt war feſt, das Geſchäft 8 
bier lernen fie belebt, namentlich in Etevitactien und Franzoſen, welche in le Poſten Verantwortlicher te in. 
d'unnen danach Dispo Wee ; !IMHMlflumgingen. Wir notiren: Koln⸗Mindener 134% Gld., Coſel⸗Oderberger 80 a 


